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Berordnung *) 


über den Gebraud) der deutihen Sprache im Lande Cugemburg. 
Bom 6. 8. 1940. 


Die Sprache des Landes Luremburg und feiner 
Bewohner ift feit jeher deutich. Auf Grund der mir als 
Chef der Zivilverwaltung für das Land Luremburg 
erteilten Ermädtigung verordne ich daher für das 
gefamte Land Luremburg: à 

§ 1 

Die Amtsiprache ijt ausſchließlich die deutiche Sprache. 

Auch die Gerichtsiprache ift ausſchließlich deutſch. 


§ 2 

Der Unterricht in allen Schulen erfolgt allem in 
deuticher Sprache. Gn den Boltsfchulen entfällt die fran- 
zöfiihe Sprache als Unterrichtsfach; in den höheren 
Schulen wird die franzöfiiche Sprache als Unterrichtsfad) 
auch weiterhin gelehrt. 

83 

Tageszeitungen, Wocenfchriften und alle fonjtigen 
periodifd) erjcheinenden Schriften dürfen einjchließlich 
der privaten Anzeigen lediglich in deuticher Sprache 
erfcheinen. Auch für alle übrigen Druderzeugniffe ift 
allein die deutiche Sprache zuläflig. 

Die Werbung für Druderzeugniffe in franzöfiicher 
Sprache durch öffentliche Auslagen und fonjtiges öffent- 
liches Anbieten ift unterfagt. 

§ 4 

Die Wirtichaft des Landes mit allen Berufszmweigen 
hat fic) innerhalb des Landes Luremburg ausſchließlich 
Der deutfchen Sprache zu bedienen, insbejondere im 
Schriftverkehr und in der Werbung aller Art. 

§5 

Firmenfhilder und Häuferauffchriften find allein in 

deuticher Sprache zuläffig. 


§ 6 


Für Verkehrs: und Straßenfhilder und Wegweifer 
find ausſchließlich Auffchriften in deutſcher Sprache und 
mit Deutfcher Ortsbezeichnung zugelaffen. 


87 


Deutiche Sprache im Sinne diefer Verordnung ift das 
Hochdeutfche. 


§ 8 
Verſtöße gegen diefe Verordnung werden mit Gefäng— 
nis oder Geldjtrafe beftraft. An Stelle der gerichtlichen 
Beitrafung fann polizeiliche Beftrafung mit Haft oder 
Geldjtrafe treten. 


89 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verfündung 
in Kraft. 

Auch die Neufaffung der Firmenfcilder und Häufer- 
auffchriften fowie der Verkehrs: und Straßenichilder und 
der Wegweifer hat unverzüglich zu erfolgen; fie muß 
ipäteftens bis 30. September 1940 durchgeführt fein. 

§ 10 


Mit der Durchführung diefer Verordnung beauftrage 
ich Die Landesverwaltung in Luxemburg. 


Luremburg, den 6. Augujt 1940. 


Der Chef der Fivilverwaltung in Luremburg 


Guftav Simon, Gauleiter. 


*) Veröffentlichung in der Preffe bereits am 8. 8. 40 erfolgt. 
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Berordnung *) 


über Mahnahmen auf dem Gebiete des Beamtenredts. 
Bom 15. 8. 1940, 


§ 1 
Ernennungen und Beförderungen von luremburgi: 
{chen Beamten und Lehrern, die nah dem 10. Mai 1940 
von der turemburgifden Verwaltung verfügt worden 
find, unterliegen meiner Nad;prüfung und erlangen 
Nechtsgültigkeit erft nach meiner Zuſtimmung. 


82 
Wird meine hiernach erforderliche Zultimmung ver 
jagt, fo finnen aus den von der luremburgiichen Ber 
waltung verfügten Ernennungen oder Beförderungen 
Rechte irgendwelcher Art nicht hergeleitet werden. 


§ 3 
Der ordentliche Rechtsweg gegen meine Entjchei: 
dungen ift ausgejchloffen. 


§ 4 


Bom Tage des Gnfrajttretens diefer Berordnung ab 
bedürfen Ernennungen und Beförderungen von Beam: 
ten und Lehrern der luremburgifchen Verwaltung zu 
ihrer Redhtsgiiltigfeit meiner vorherigen Zuftimmung. 


§5 
Diefe Werordnung tritt mit dem auf die Verkündung 
folgenden Tage in Kraft. 
Luremburg, den 15. Auguft 1940, 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 


Guftav Simon, Gauleifer. 


*) Veröffentlichung in der Preffe bereits am 16. 8. 40 erfolgt. 


Berordnung *) 


über die vorläufige Einrichtung einer deutiden Steafredtspflege in Luxemburg. 
Bom 20, 8, 1940. 


§ 1 
Für dos dem Chef der Zivilverwaltung in Luxem— 
burg unterjtehende Gebiet wird ein Gondergeridt in 
Luremburg errichtet. 


§ 2 


Das Sondergericht ijt zuftändig: 
a) für die in § 4 bezeichneten Straflachen; 
b) für Straflachen, welche die Staatsanwaltichaft bei 
dem Sondergericht an diejes bringt. 
§ 3 
Das Sondergericht und die Staatsanwaltichaft wen: 
den Deutjches Redt an. 


1. Berboten ijt: 


a) das Zulammenrotten auf der Straße, das unerlaubte 
Herftellen und Berbreiten von Flugichriften, das un: 
erlaubte Weranftalten von öffentlichen Verſamm— 
lungen und Aufzügen fowie die Beteiligung daran 
und deutichfeindliche Kundgebungen aller Art; 


der unbefugte Befik von Waffen; 


die Veröffentlichung von den dem Deutſchen Reih 


ichädlichen oder von der Veröffentlichung ausgeſchloſ— 
jenen Nachrichten in Zeitungen oder Zeitfchriften; 
die Verbreitung Ddeutichjeindlicher Funtnachricten 
oder ſonſtiger deutichfeindlicher Nachrichten; 
unbefugter Berfehr mit Kriegs- oder Zivilgefange: 
nen, die fih im Gewahrjam der deutichen Wehrmacht 
oder der deutjchen Behörden oder Beamten befinden; 
die Arbeitseinjtellung entgegen deutjchen Intereſſen, 
die Ausjperrung von Arbeitnehmern oder die Auf: 
forderung zur Arbeitseinitellung oder Ausiperrung. 
2. Zumwiderhandlungen werden mit Gefängnis oder 
Haft bejtraft, in ſchweren Fallen fann auf Zuchthaus 
oder Todesitrafe, in leichten Fallen fann auf Geldjtrafe 
erfannt werden. 


$5 


Dieje Verordnung tritt mt Wirkung vom 14. Auguft 
1940 ab in Kraft. 


Luremburg, den 20. Auguft 1940. 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luremburg 


Guftav Simon, Gauleiter. 


*) Veröffentlichung in der Preffe bereits am 21. 8. 40 erfolgt. 
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Berordnung 
über Forigeltung des von der Wehrmacht gejekten Kedts. 
Dom 20. 8. 1940. 


Für den Bereich des Chefs der Zivilverwaltung in 
Luremburg wird folgendes verordnet: 


§ 1 


(1) Die in der Zeit feit dem 10. Mai 1940 von dem 
Oberbefehlshaber des Heeres, dem Oberbefehlshaber der 
Heeresgruppe oder von dem Militärbefehlshaber in Bel- 
gien und Nordfrantreich für die befegten Gebiete Luxem— 
burgs erlafjenen Berordnungen, Anordnungen oder Be- 
fanntmachungen, die in dem von der Heeresgruppe her- 
ausgegebenen Verordnungsblatt oder in dem Verord— 
nungsblatt des Militärbefeplehabers in Belgien und 
Nordfrankreicy abgedrudt oder in der Preffe, durch 
Rundfunk oder in anderer Weile befanntgegeben worden 
find, gelten bis auf weiteres fort. 


(2) Befugniffe, die nad) diefen Verordnungen dem 
Militärbefehlshaber oder dem Feldfommandanten zu- 


jtanden, werden nunmehr vom Chef der Zivilverwal- 
tung wahrgenommen, Befugniffe der Ortstommandanten 
von den Kommiljaren für die Verwaltung (Landfom- 
miffare, Stadttommiffare, Rommiffare für die Polizei- 
angelegenpeiten). 


§ 2 
Diefe Verordnung tritt mit Wirfung vom 3. 8. 1940 
ab in Kraft. Maßnahmen, die in der Beit gwifden dem 
3. 8. und dem Tage der Verkündung diefer Verordnung 
nod) von Wehrmachtsdienftftellen getroffen worden find, 
bleiben in Kraft. 


Zuremburg, den 20. Auguit 1940. 
Der Chef der Zivilverwaltung in Luremburg 


In Bertretung: Sief meier. 


Berordnung *) 


über die Auflöfung der politiihen Parteien in Luxemburg. 


Bom 23. 3. 1940. 


Auf Grund der dem Chef der Zivilverwaltung in 
Zuremburg erteilten Ermächtigung wird für deffen 
Bereich verordnet: 


§ 1 
Alle im Bereich des Chefs der Zivilverwaltung in 
Luremburg bejtehenden luremburgifchen politifhen Par- 
teien und deren Nebenorganifationen werden aufgelöit. 
Das Vermögen der aufgelöften Parteien wird eingezogen. 


§ 2 
Die Volksdeutſche Bewegung gilt nicht als Partei im 
Sinne diefer Verordnung. 


§ 3 


Wer es unternimmt, den organifatorifchen Zufam- 
menhalt einer der aufgelöjten Parteien aufrechtzuerhal: 
ten, Erfaßorganifationen oder eine neue politiiche Par- 
tei zu bilden, wird mit Gefängnis, in fchweren Fällen 
mit Zuchthaus beftraft. 


§ 4 
Diefe Verordnung tritt am Tage nad) der Verkün— 
dung in Kraft. 


Luremburg, den 23. Auguft 1940. 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luremburg 
Guftav Simon, Gauleiter. 


”) Veröffentlichung in der Preffe bereits am 16. 8. 40 erfolgt. 
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Berordnung *) 


über die Einführung der Reihsmark als gejelihes Zahlungsmittel in Cugemburg. 


§ 1 
Befegliches Zahlungsmittel in Luremburg ift neben 
den bisherigen gefeßlichen Zahlungsmitteln die Reichs: 
mart. 


Als Umrechnungsturs wird beftimmt: 10 lurembur- 
giiche Franfen = 1 Reichsmart. 


9 Veröffentlichung in der Preſſe bereits am 26. 8. 40 erfolgt. 


§ 3 
Diefe Verordnung tritt mit Wirfung vom 26. Auguft 
1940 in Kraft. 


Luremburg, den 26. Auguft 1940. 


Der Chef der Zivilverwalfung in Cugemburg 


Guftav Sim o n, Gauleiter. 


Bekanntgabe betr. Verordnungsblatt. 


Das Verordnungsblatt für Quremburg tritt für den 
Bereich des Chefs der Zivilverwaltung in Luxemburg 
als amtliches Bertündungsblatt an die Stelle des Ber- 
ordnungsblatts des Militärbefehlshabers in Belgien und 
Mordfrantreic) für die bejegten Gebiete Belgiens, Luxem— 
burgs und Nordfranfreids. Die bisherigen Bezieher 
diejes Blattes erhalten das Verordnungsblatt für Lurem- 


burg ohne befondere Beftellung geliefert. Neue Bejtel- 
lungen und Beftellungen von einzelnen Nummern find 
bis auf weiteres an den Chef der Zivilverwaltung in 
Quremburg zu richten. 

Luremburg, den 26. Auguft 1940. 


Berwaltung des Berordnungsblattes fiir Luremburg. 
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Durchführungsvorſchriflen 
zur Verordnung über den Grundſtückverkehr 
in Luxemburg. 
Bom 11. September 1940. 
Veröffentlichung in der Prefje bereits am 13. 9. 
erfolgt. 


1940 


Zur Durchführung der Verordnung des Chefs der 
Bivilvermaltung in Luremburg über den Grundjtüds- 
verkehr vom 28. 8. 1940 wird bejtimmt: 


Art. 1: 

(1) Die Genehmigungspflict gemäß § 1 Abſ. 1 er- 
jtrectt fih nicht auf die Bejtellung einer Hypothet. 

(2) Die Genehmigung ijt erforderlich für jede Ber- 
einbarung, die den Genuß der Erzeugniffe eines Grund» 
ftüds zum Gegenjtand hat. 

(3) Als Veräußerung im Sinne des § 1 gilt aud 
die Schenkung. 


Art. 2. 

Zuftändig zur Entſcheidung über die Genehmigung 
ift Die Behörde, im deren Bezirk das Grundftüd liegt. 
Liegt eine oder liegen mehrere zu einem Grunditüd 
gehörende Flächen, die Gegenstand eines Genehmigungs 
bedürftigen Nechtsporganges find, in den Bezirten meh: 
rerer Genehmigungsbehirden, fo ift jede von Diejen 
fiir die Wenehmigung des ganzen Redjtsvorganges ĝu- 
jtindig. Die Enticheidung foll von der Genehmigungs: 
behdrde getroffen werden, in deren Bezirk der größte 
Teil der Grundjtüce liegt. Hat eine zuſtändige Behörde 


—L 


entſchieden, ſo ſind ſpätere Entſcheidungen anderer Ge— 
nehmigungsbehörden unwirkſam. 
Art. 3. 

(1) Mit den Anträgen auf Erteilung der Geneh- 
migung find der Genehmigungsbehirde zwei Ausfer— 
tigungen der Urfunden (Verträge, PVerjicigerungsproty- 
tolle) einzureichen. Die Urkunden miiffen den Erwerbs- 
preis fomie die genaue Bezeichnung des Grunpdjtüds 
nach Lage, Größe und Rulturart enthalten. 

(2) Die beiden Ausfertigungen können auf jtempel- 
freiem Papier erfolgen. Im Falle der Genehmigung 
wird eine Musfertigung mit dem Genehmiqungsvermert 
zurüdgefandt. It die Genehmigung nicht erforderlich 
($ 2), fo befcheinigt dies Die Genehmigungsbebörde auf 
der Ausfertigung, die zurüdgejandt wird. 


Art. 4. 

Die nach den luremburgifchen Bejtimmungen vorge: 
ichriebenen Friſten zur Einreichung der Urkunden bei 
der Ginregiftrierungsvermaltung und beim Hypotheken— 
amt laufen erft von der Erteilung der Genehmigung ab. 

Art. 5. 


Gebühren werden für das Genehmigungsperfahren 
nicht erhoben. 


Quremburg, den 11. September 1940. 
Der Chef der Zivilverwaltung 
in Luremburg. 


Guftav Simon 
Gauleiter. 
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Betanntmadung 
des Chefs der Zivilverwalfung betr. Durchführung der 
jahnärzflihen Berjorgung der bei den Allgemeinen 
Ortsfranfentafjen, den Betriebstrantenfaffen und der 
Anappihaft in Luremburg PBerfiderfen. 

In Ausführung der Verordnung des Chefs der Zivil: 
verwaltung in Quremburg über die Durdführung der 
Sozialverficherung in Luremburg vom 30. 9. 1940 (ver: 
öffentlicht im Verordnungsblatt für Luremburg Nr. 5/40) 
gilt mit Wirkung ab 1. 10. 1940 das Deutiche Kaffen- 
zahnarztrecht. Die Kaffenzahnärztlihe Vereinigung 
Deutichland (RBBD.) ift der alleinige Träger aller Be- 


ziehungen zwijchen den Kaffenzahnärzten und den Kran 
fenfafjen. 

Die KRABD. Begirfsjtelle Koblenz erläßt im Cinver 
nehmen mit dem Chef der Zivilverwaltung an die Zahn 
ärzte in Quremburg die näheren Anweifungen über die 
Durhführung der kaffenzahnärztlichen Verjorgung. 

Quremburg, den 4. Januar 1941. 

Der Chef der Zivilverwallung 
in Luremburg. 
In Vertretung: 


Dr. Münzel 
Regierungsdireftor 
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Berordnung 
über den Redhfshilfeverfehr in Zivilfachen 
mit dem Eljah und Lothringen. 
Bom 6. Januar 1941. 


Auf Grund der dem Chef der Zivilverwaltung in 
Luremburg erteilten Ermächtigung wird für deffen Be: 
reich verordnet: 


Einziger Paragraph. 
(1) Zwifchen den Gerichten in Quremburg einerjeits 


und den Gerichten im Elfaß und Lothringen anderjeits 
befteht in Zivilfachen der unmittelbare Geſchäftsverkehr 
(2) Die Verordnung vom 1. November 1940 über 
den Rechtshilfeverfehr mit dem Deutichen Reid) in Zivil: 
jachen findet hierbei entiprechende Anwendung 
Luremburg, den 6. Januar 1941. 
Der Chef der Zivilverwaltung 
in £uremburg. 
Gujtav Simon 
Gauteiter. 
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Befanntmadung 
über die Höchſtpreiſe beim Verkauf von Bürjtenwaren. 
Bom 21. Januar 1941. 


Auf Grund der §E 5 und 9 der Preisbildungsverord 
nung vom 30. 9. 1940 (Verordnungsblatt für Lurem- 
burg 1940, Seite 21) feke ich hiermit beim Verkauf von 
Bürftenwaren die Verdienſtſpanne des Großhändlers 
auf höchſtens 20% und die des Kleinhändlers auf hoch: 
ftens 30% des Einkaufspreiſes fejt. Der Berbraucher: 
hichftpreis dari jedoch folgende Beträge nicht über: 
Ichreiten: 

Rofosbefen, ohne Stiel St. 1,15 2. 
Nagelbürjten, doppelfeitig St. 0,40 R. 
Bejenjtiele St. 0,20 .R.4 
Auftragbürſten Dg. 1,50 
Straßenfehrbejen /Piaffava St. 1,75 . 
Abfeifbürjten, fiber I. Qualität St. 0,55 Æ. 
Abjeifbürften, grau I. Qualität St. 0,50 Æ. 
Abfeifbiirjten, gemifcht I. Qualität St. 0,65 . 


Abfeifbiirjten, Wurzel/chiendent, 1. Qual. St. 0,70 2.4% 
Abfeifbiirjten, fiber II, Qualität St. 0,33 AM 
Abjeifbürften, gemifcht TI. Qualität St. 0,33 AM 
Schrubber Unter St. 0,75 AK 
Schrubber grau St. 0,70 AA 
Schrubber Wurzel/chiendent St. 0,85 At 
Glangbiirften St. 0,50 AA 

Sollte fic) bei richtiger Anwendung der Berdienit: 
ipanne im Gingelfalle ergeben, daß die angegebenen 
Verkaufshöchſtpreiſe nicht eingehalten werden können, 
ift bei mir Ausnahmegenehmigung zu beantragen. 

Zumwiderhandlungen werden gemäß § 11 der vor- 
genannten Verordnung beftraft. 


Luremburg, den 21. Januar 1941. 


Der Chef der Zivilverwaltung 
in Luxemburg. 
Im 2Auftrage: 
Schulte. 
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Betanntmachung 
über Verbraucherhöchſtpreiſe beim Verkauf von 
anerftannfem Sommerjaatgetreide aus luxemburger 
Unbaugebieten. 
Bom 25. Januar 1941. 

Auf Grund der §§ 5 und 9 der Preisbildungsverord- 
nung vom 30. 9. 1940 (BBL f. Quy., Seite 21) werden 
für anerfanntes Saatgut der Getreidearten Hafer, Ger- 
jte, Sommermweizen und Sommerroggen folgende Ber: 
braucherhöchitpreife feftgelebt: 


Bı6345 


1.) Für faatfertig hergerichtete Ware fegt fih der Ber- 
braucherhödjitpreis ab Erzeugerftation zufammen aus 
dem Erzeugerpreis für die erwähnten Getreidearten 
gemäß der Bekanntmachung über die Erzeugerpreife, 
Verteilerfpannen, Ber- und Bearbeitungsfoften auf 
dem Gebiete der Getreide- und Futtermittelwirtichaft 
Luremburgs vom 2. Dezember 1940 (VBI. f. Quy., 
Seite 352) zufäglich eines Aufichlages von 5,— AM 
je 100 kg für die angeführten Getreidearten. In dem 
Aufichlag ift die Verteilerfpanne, die im Höchſtfalle 
1,60 A.A je 100 kg betragen darf, enthalten. 
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2.) Die Frachtfojten gehen zu Laften des Käufers und 
find in der Rechnung gefondert auszumeifen. 


3.) Kleinmengenzufchläge dürfen bei Abgabe von Mengen 
unter 75 kg mit 0,01 Z. pro kg berechnet werden. 


Die feftgefekten Höchitpreife dürfen nicht überfchrit: 
ten werden. 


Zumiderhandlungen werden gemäß § 11 der ange: 
führten Verordnung beftraft. 
Luremburg, den 25. Januar 1941. 
Der Chef der Jivilverwaltung 
in Luremburg. 
Im Auftrage: 
Schulte. 
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Befanntmadung 
über Hödjftpreife beim Berfauf von Pflanztartoffein 
der Ernte 1940 aus luremburger Anbaugebieten. 
Bom 25. Januar 1941. 


Auf Grund der §§ 5 und 9 der Preisbildungsverord 
nung vom 30. 9. 1940 (BBI. Í. Lur., Seite 21) werden die 
Höchſtpreiſe für Pilanztartoffeln der Ernte 1940 aus 
luremburger Anbaugebieten wie folgt fejtgeiekt: 


1. Anerkanntes Saatgut. 
Sortengruppe A Sortengruppe B 
ARM RA 
Bei Abgabe ab Hoj 
oder Verkaufsſtelle 
des Erzeugers an 
Händler oder Mer: 
braucher je 50 kg 4,55 
Bei Abgabe frei Ber 
fandjtation des Er: 
geugers an Händler 
oder Verbraucher je 
50 kg 
Bei Qieferung vom 
Erzeuger frei Haus 
des Händlers oder 
Verbrauchers je 50 ke 5,10 
Bei Lieferung vom 
Handel an Klein 
verteiler oder Ber 
braucher je 50 ke 


Handel: 5,20 1,50 
frei Haus oder 
Keller des Emp- 
fängers: 5,50 4,90 


Beim PVerfauf von Mengen unter 50 kg fann ein 
Sujdlag von 0,02 2.4% je kg gefordert werden. 

Für gefadte Ware fann außer den Selbjtfojten für 
Sade ein Zufchlag von 0,10 AH je 50 kg genommen 
werden. 

Sur Sortengruppe A rechnen frühe und mittelfrübhe 
Sorten, 3. B. Erftling, Bintje, Ring Eduard, Glen Clova. 

Sur Sortengruppe B rechnen fpäte Sorten, Rf DB. 
Aderiegen, Boran, Bevelander, Wilpo. 

11. Nice anerkanntes Saatgut. 

Nicht anerkanntes Saatgut darf nur an Landwirte 
als Berbraucher geliefert werden. Die jeweiligen Höchſt 
preife für nicht anerfanntes Saatqut liegen 0,40 AM 
pro 50 kg über den für Speilefartoffeln feſtgeſetzten 
Höchſtpreiſen (f. Verordnung vom 24. 9. 1940 BBI. f 
Qur. ©. 19). 

Die fejtgefeßten Höchitpreife dürfen nicht überfchrit 
ten werden. 

Zumwiderhandlungen werden gemäß § 11 der ange 
führten Verordnung beitraft. 


Luremburg, den 25. Januar 1941. 
Der Chef der Zivilverwaltung 
in Luremburg. 
Im Auftrage 
Schulte. 


a S 


Verordnung 
über die Beſchlagnahme von Fahrjeug-Rautihuf- 
Bereifungen. 


Bom 29. Januar 1941. 


Auf Grund der dem Chef der Sivilverwaltung in 
Lucemburg erteilten Ermächtigung wird für deffen Be 
reich verordnet: 

§ 1 

Hahrzeugq-Kautichul Bereifungen find, foweit fie ſich 
im Bereiche des Chefs der Zivilberwaltung in Luxem 
burg befinden, dort anfallen oder dorthin eingeführt 
werden, hiermit beſchlagnahmt. 
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Fahrzeug-Kautſchut Bereifungen im Sinne dieſer 


Verordnung ſind 
1. Fahrradreifen 
2. Kraftradreifen 
3. Perſonenwagenreifen 
4. Lieferwagenreifen 
5. Laſtwagenreifen 
6. Traftorenreifen 


7. Bollgummireifen 
8. Eleftrofarrenreifen 
9. Gejpannwagenreifen 
10. Flugzeugreifen, 
bei Luftreifen einfchließlich Schlau), Felgenband und 
Gummimuljtband 
§ 3 

(1) Die Beichlagnahme hat die Wirkung, daß Rechts 
geichäfte über die befchlagnahmten Reifen ohne Geneh 
migung des Chefs der Sivilverwaltung nichtig find und 
daß ohne diefe Genehmigung feine Veränderungen an 
ihnen vorgenommen werden dürfen. Rechtsaefchäften 
ftehen Verfügungen im Wege der Swangsvollftredung 
oder der Arreſtvollziehung gleich. 

(2) Für Verfügungen, die von den Wirtichaftsämtern 
und dem Reichsreifenlager in Koblenz nad) den Wei 
lungen des Chefs der Givilvermaltung getroffen werden, 
gilt die nach Abſ. 1 erforderliche Genehmigung als 
erteilt. 

§ 4 

(1) Bon der Befchlagnahme find folche Reifen aus 
genommen, die fih im Eigentum oder Befik der Wehr 
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macht oder der Schutzgliederungen außerhalb der Wehr: 
macht befinden. 

(2) Reifen — einjchließlich auf Rädern aufgelegter 
Refervereifen —, die bei Intrafttreten diefer Berord- 
nung auf im Verkehr befindlichen Fahrzeugen, Fahr: 
zeuganhängern oder Fahrrädern aufgelegt find, können 
weiter an Diejen verwendet werden. Dieje Reifen bleiben 
jedoch bejchlagnahmt. Die Berechtigung zur Veräußerung 
des mit Reifen verjehenen Fahrzeuges wird hierdurch 
nicht berührt. Für Omnibuffe im Stadtverkehr darf nur 
für je zwei gleichbereifte Fahrzeuge ein Reifen in 
Referve gehalten werden. 

(3) Kraftfahrzeuge find nur dann als im Verkehr 
befindlich anzufehen, wenn für fie Tanfausweisfarten 
oder Mineralölbezugsicheine ausgeftellt find und noch 
ausgejtellt werden und wenn fie durch polizeiliche Bue 
lajfungsftellen ausdrüdlih Fahrerlaubnis erhalten ha: 
ben. (roter Zulaffungsichein oder Tagesbejcheinigung.) 

(1) Wer im Befig oder Eigentum von befchlagnahm: 
ten, auf nicht im Verkehr befindlichen Fahrzeugen auf: 
gelegten Reifen ift, hat dieje auf Verlangen der Wirt: 
Ichaftsämter zu melden. Die Meldung ift jtüdmäßig 
und nah Größen aufgeteilt ſchriftlich zu erftatten. Aus 
der Meldung muß ferner hervorgehen, ob es fi) um 
Reifen handelt, die auf Kraftfahrzeugen oder jonjtigen 
Fahrzeugen aufgelegt find. 

(2) Wer im Befi oder Eigentum von beſchlagnahm— 
ten, nicht auf Fahrzeugen aufgelegten (lojen) Reifen 
ijt, hat diefe fpätejtens bis zum 1. 3. 41 ohne befondere 
Aufforderung bei dem Reifenfammellager Luremburg 
abzuliefern. Jeder abzuliefernde Reifen ijt auf der 
Snnenfeite mit Namen und genauer Anschrift des Ab: 
lieferers zu verfehen. Außerdem ijt jeder Reifen mit 
einem mit Bindfaden (nicht Draht) befejtigten Un- 
hängezettel zu verjehen, der Name und genaue Un: 
ſchrift ſowie ggf. Poſtſcheckkonto des Beſitzers — mit 
Tinte geſchrieben — trägt. Schlauch, Felgenband und 
Gummiwulſtband ſind bei der Ablieferung an der Decke 
zu befeſtigen. 

(3) Der Empfang des abgelieferten Reifens wird 
befcheinigt. Der Ablieferungspreis wird durch den Chef 
der Zivilverwaltung feftgefest. 

(4) Diefe Vorfchrift gilt nicht für Fahrradreifen. 


§ 6 


Reifenhändler haben ihre Bejtände an Fahrzeug- 
reifen (Rraftfabrzeugreifen, Fahrrad: und ſonſtige Rei- 
fen) dem Chef der Zivilverwaltung zunächſt nur zu 
melden. Die Meldung muß die Stüdzahl, Reifengröße, 
Reifennummer und das Fabrikat enthalten, ferner find 
fabrifneue und gebrauchte Deden getrennt aufzuführen. 

§7 

(1) Reifen dürfen nur gegen Reifenfarten oder Nei- 
fenbezugsicheine bezogen werden, 

(2) Reifentarten für Kraftfahrzeug-Kautſchuk-Verei— 
fungen werden auf Antrag durd die Wirtichaftsämter 
ausgegeben, in deren Bezirf das Kraftfahrzeug zuge: 
faffen ijt. Reifentarten werden gegen Vorlage der weißen 
Zulaffungsbeicheinigung ausgegeben, fofern für das 
Kraftfahrzeug die Vorausfeßungen des § 4 Abi. 2 erfüllt 
find. Zu diefem Zmed muğ das Kraftfahrzeug vorge: 
führt werden. Die Aushändigung der Reifentarte wird 
auf der weißen Zulaffungsbeicheinigung mit der Reifen: 
fartennummer vermerft. 

(3) Bahrradreifen dürfen nur gegen Bezugsfcheine 
bezogen werden, die die Wirtfchaftsämter auf Antrag 
getrennt für Erftbereifung und CErjagbedarf ausftellen. 
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(4) Geſpannwagenreifen dürfen nur gegen Reifen— 
bezugsſcheine bezogen werden, die die Wirtſchaftsämter 
auf Antrag ausſtellen. 

§ 8 

(1) Der Antrag auf Bezug eines Reifens ijt unter 
Aushändigung der Reifenfarte mit einem Antragsvor- 
drud über einen Reifenhandler ausſchließlich beim zu: 
jtandigen Wirtſchaftsamt zu jtellen. 

(2) Ueber die Zumeifung von Reifen enticheidet der 
Chef der Zivilverwaltung nad) Maßgabe der zur Ber- 
fügung jtehenden Bejtinde. Die Reifen werden durch 
das Reichsreifenlager in Koblenz zugeteilt, foweit nichts 
anderes bejtimmt wird. Zuteilung und Aushändigung 
von Reifen werden auf der Reifenfarte vermerft. 

(3) Erfaßreifen werden nur gegen Abgabe des zu 
erjegenden Reifens ausgehändigt. 

(4) Kraftfahrzeugreifen dürfen nur infomeit abge: 
fahren werden und im Berfehr bleiben, als eine Rund- 
erneuerung (Bulfanifierung) noch möglich ijt. 


§ 9 
Sur Behebung von Transportichwierigfeiten bis zum 
Beginn der Ausgabe der Reifenfarten fünnen in Aus— 
nahmefällen über die Wirtfchaftsämter für die zum Ber- 
fehr zugelaffenen Kraftfahrzeuge nach den vorjtehenden 
Bejtimmungen vorläufig Bezugsfcheine durch den Chef 
der Zivilverwaltung ausgeftellt werden. 


$ 10 


Die Bejtimmungen der $$ 7—9 gelten nicht für den 
Bedarf der Wehrmacht und der Schußgliederungen 
außerhalb der Wehrmacht. 


§ 11 
Der Handel mit Reifen aller Art bedarf der Geneh— 
migung des Chefs der Zivilverwaltung, an den die 
Anträge auf Zulaffung zum Handel mit Reifen zu richten 
find. 
§ 12 
Der Chef der Zivilverwaltung tann in befonderen 
Fallen Ausnahmen von diefer Verordnung zulaffen. Die 


Ausnahmegenehmigungen fönnen an Bedingungen und 
Auflagen geknüpft und jederzeit wiederrufen werden. 


§ 13 
Suwiderhandlungen gegen dieje Verordnung werden 
mit Ordnungsjtrafen in unbegrenzter Höhe bejtraft. 


§ 14 

Diefe Berordnung tritt am 1. Februar 1941 in Kraft. 
Am gleichen Tage tritt die Verordnung des Oberbe- 
fehlshabers des Heeres über Beichlagnahme in den be: 
legten Gebieten der Niederlande, Belgiens, Luremburgs 
und Frankreichs vom 20. Mai 1949 (abgedrudt im Ver: 
ordnungsblatt des Militärbefehlshabers in Belgien und 
Nordfrankreich, 2. Ausgabe vom 17. Juni 1940, Seite “3 
bis 25) außer Kraft, fomeit fich diefe Verordnung auf 
die Beichlagnahme von Fahrzeug-⸗Kautſchuk-Bereifungen 
bezieht. 


Luxemburg, den 29. Januar 1941. 


Der Chef der Zivilverwaltung 
in Luxemburg. 
In Vertretung: 
Siefmeier. 
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Berordnung 
über die Außerkursſetzung des belgiihen und luzem- 
burgijhen Franfen und der Reichskreditkaſſenſcheine 
in Luremburg. 


Bom 29. Januar 1941. 


Auf, Grund der dem Chef der Zivilverwaltung in 
2uremburg erteilten Ermächtigung wird für deffen Be- 
reich angeordnet: 


§ 1 

Mit Inkrafttreten diejer Verordnung hören die bel- 
gifchen und luremburgifchen Franken, ſowie die Reichs» 
freditfajlenjcheine auf in dem Bereich des Chefs der 
Givilverwaltung in Luxemburg gefegliches Zahlungs 
mittel zu fein. 

Alleiniges geſetzliches Zahlungsmittel ijt die Reihs- 
mart. 


§ 2 
(1) Die im Bereich des Chefs der Zivilverwaltung 
gelegenen öffentlichen Kaffen, die Neichsbant in Luxem— 
burg und die von ihr ermächtigten Kreditinjtitute wer: 
den die auf belgische und Iuremburgifche Franken lau- 
tenden Geldjorten, ſoweit fie bei Inkrafttreten diefer 
Verordnung gefeßliches Zahlungsmittel waren, wid 
Neichskreditkaflenicheine bis zum 1. März 1941 gegen 
Reichsmarkzahlungsmittel umtauschen. 
(2) Als Umrechnungsfurs gilt: 
1 belg. Frl. = 0,08 AM 
1 lurbg. Fre. = 010 AM 
(3) Nach Ablauf der Umtaufchfrift (Abſatz 1) wird 
der belgische Franken ausländifches Zahlungsmittel und 
unterliegt den Bejtimmungen der Verordnung über das 
in Quremburg anzumendende Devifenrecht vom 27. 
Auguft 1940 (BB. f. Qur., ©. 6 f.) 


§ 3 

(1) Die auf belgifche und Iuremburgifche Franken 
lautenden Schuldverhältniffe zwiſchen Inländern (§ 5) 
werden zu dem im § 2, (2) genannten Rurfe umgejtellt, 
wenn jie beim Inkrafttreten der Verordnung bejtanden 
haben. 

(2) Der Umijtellung fteht nicht entgegen, daß eine 
Bold: oder Boldwertflaufel oder die Leiftung in einer 
beftimmten Miingjorte vereinbart ift; folche Berein- 
barungen verlieren ihre Geltung. Sm übrigen werden 


Berordnung 
über die Gebühren für den Telegrafendienft. 
Bom 29. Januar 1941. 
Auf Grund der dem Chef der Bivilvermaltung in 
Luremburg erteilten Ermächtigung wird fiir deffen Be- 
reich verordnet: 


§ 1 
(1) Im Telegrafendienft innerhalb Luremburgs jowie 
zwijchen Luxemburg und dem Reich einſchließlich Gene- 
ralgouvernement, Elja und Lothringen gelten bie, in 
der Anlage A aufgeführten Gebiihrenfage. sur bie en 
Dienst find die in der Anlage B genannten gebühren— 
pflichtigen Dienſtvermerke anzuwenden. 


die ſich aus dem Schuldverhältniſſe ergebenden Rechte 
und Pflichten nicht berührt. 
84 

(1) Der Umſtellung nach Maßgabe des § 3 unter— 
liegen auch alle privaten oder öffentlich-rechtlichen, auf 
eine Geldleijtung gerichteten Ddinglichen Belajtungen der 
unbebauten und bebauten Grundjtüde aller Art und 
Mubung und grundjtüdsgleichen Rechte, ohne daß es 
zur Erhaltung ihrer Wirfjamfeit gegenüber Dritten 
einer befonderen Eintragung oder Berichtigung beim 
Hypothefenamt bedarf. 

(2) Wird eine Berichtigung beim Hypothekenamt vom 
Berechtigten oder vom Eigentümer des belasteten Grund- 
jtüds beantragt, jo erfolgt diefelbe frei von dem im 
Geſetz vom 7. Auguft 1920 betreffend Erhöhung der 
Ginregijtrements-, Stempel», Erbichaftsgebühren ufm. 
porgejehenen Gebühren. (Memorial für Quremburg 1920, 
Seite 923 f.) 

§ 5 

Inländer im Sinne der Verordnung find alle Per- 
fonen, die innerhalb des Deutichen Neiches einschließlich 
des Proteftorates Böhmen und Mähren und innerhalb 
der Bereiche der Chefs der Zivilverwaltungen im Elfaß, 
in Lothringen und Luremburg ihren Wohnfit oder ge: 
wöhnlichen Aufenthalt, Si oder Ort der Zeitung haben. 
Yweigniederlaflungen ausländifcher Unternehmungen im 
Inland und inländiiche Betriebe eines Ausländers gelten 
ohne Rückſicht auf ihre rechtliche Selbjtändigkeit als 
Snlander im Sinne diefer Verordnung, auch wenn fikh 
der Ort ihrer Leitung im Wuslande befindet. 


§ 6 
Der Chef der Zivilverwaltung erläßt die zur Durch 


führung bdiefer Verordnung erforderlichen Rechts: und 
Vermaltungsporfcriften. 


§7 


Die Verordnung tritt am Tage nad) der Verkündung 
in Kraft. 


Luremburg, den 29. Januar 1941. 


Der Chef der Zivilverwalfung 
in £uremburg. 


Sn Vertretung: 
Siefmeier. 


(2) Für die Ubwidlung des Telegrafendienftes gelten 
die Beitimmungen der deutſchen Telegrafenordnung mit 
Ausführungsbeitimmungen (Allgemeine Dienjtanmei: 
jung der Deutichen Reichspoft Abfchnitt VI, 1) jinnge- 
mäh. 


§ 2 

(1) Im Telegrafendienit zwifchen Luremburg und 
dem Wroteftorat Böhmen und Mähren, fowie zwiſchen 
Luremburg und dem neutralen Ausland bleiben vor- 
läufig Die bisherigen Gebührenfäße beftehen. 

(2) Für den Telegrafendienft mit Belgien und dem 
befekten Franfreich gelten die Gebühren und Bedingun— 
gen wie für den Dienjt Belgien/Frantreih—Deutichland 
vor Beginn der friegerifchen Maßnahmen. 
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§ 3 
Ueber die mit den einzelnen Ländern jeweils zuge: 
laffenen Telegrammgattungen und Bedingungen geben 
die Poft- und Telegrafenanitalten Auskunft. 


§ 4 
Die Telegrafengebühren werden in AH berechnet. 
§ 5 

(1) Dieje Verordnung tritt vom 1. Februar 1941 ab 
in Kraft. 

(2) Die Bekanntmachung des Chefs der Zivilverwal- 
tung in Zuremburg über die Gebühren im Telegrafen- 
dienjt zwifchen Luremburg und dem Reid) einjchließlich 
Generalgouvernement, Elfak und Lothringen vom 1. 


Oftober 1940 (VBI. f. Quremburg S. 40) wird hiermit 
aufgehoben. 


Luremburg, den 29. Januar 1941. 


Der Chef der Zivilverwaltung 
in Luremburg. 
In Bertretung: 
Sietmeier. 


Geblibrenjake für den Telegrafendienft 
I, Hauptgebiibren 
Gemwöhnliche Inlandstelegramme 
. Ortstelegramme für jedes Wort 0,08 . 
2. Fernteleqramme os t P — 
Blitztelegramme m i es E 
Dringende Telegramme 
. dringende Ortstelegramme  „ A 0,16 . 
5. dringende Ferntelegramme , ” » 0:30 
i. Gemöhnliche Preffetelegramme 2 „0,08 
. Dringende Preffetelegramme ,„ - y » OB 
Wettertelegramme 50 v. H. der vollen Gebühr 
. Brieftelegramme für jedes Wort 0,05 2. 
Mindeſtſatz für ein Telegramm 10fache Wortgebühr, 
für gewöhnliche Preffetelegramme 1,50 AM. 
Für die unter IF., Nrn. 21 und 22 aufgeführten Tele 
gramme fein Mindeftiag 


tt. Rebengebühren 
BVereinbarte Kursanſchrift 
für ein Jahr 

2. für ein Vierteljahr 

3. für Heberweifung nach einem andern Ort 
auf einen Monat 

. Aufgabe eines Telegramms durch Fern 
{precher die beftimmungsmäßige Telegra 
fengebiiby und die Ortsgefprädsgebühr. 
Durchdrud eines durch Fernfprecher auf 
gegebenen Telegramms einfchl. Zufendung 
durch die Poft 
Bei Bujtellung eines Durcdruds durch 
befonderen Boten fommt die Gebühr für 
Eilbriefzuftellung hinzu, 

j. im Ortsauftelibereic) 
im Landzuftellbereic) 
Telegrammaufgabe durch Nebentelegrafen 
oder von Teilnehmer-Fernfchreibanfchlüf 
fen bejtimmungsmäßige Telegrafengebühr 
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9. 
10. 


Aufgabebefcheinigung 

Telegramme mit bezahlter Antwort (RP: 
Telegramme) 

Der gebiihrenpflictige Dienjtvermerf gibt 
den für die Antwort vorausgezahlten Be- 
trag in Reichsmarf an, 3. B. — RP 1,50 


. Vergleihung, Bufchlag von 50 v. 9. 


der Gebühr für ein gemöhnliches Tele- 


gramm, Zufchlag von 50 v. H. der Ge- 


mm 


019 AM 


bühr für ein gemöhnlides CDE-Tele- 


gramm gleicher Linge. 
Empfangsanzeige, telegrafifch 


2. Inland, — Gebühr für 10 Wörter 


. Ausland — Gebühr für 6 Wörter, minde- 


ftens 1,50 AM 
Desgleichen, brieflich 


. Inland 
. Ausland 


j. Mehrfachtelegramme, auch für Telegram- 


me nad dem Ausland, Zufchlag für Ber- 
vielfältigung eines Telegramms für jede 
Ausfertigung bis 50 Gebührenmwörter 
für jede Ausfertigung über 50 Gebühren 
wörter; 


. für die erjften 50 Gebührenmworter 


3. für jede weitere volle oder angefangene 


2. Ueber Telegramme, die funftelegrafi}ch 


Reihe von 50 Gebührenwörtern 


. Zufchlag für Vervielfältigung eines Briet- 


telegramms für jede Ausfertigung bis zu 
50 Gebührenmwörter 

für jede Ausfertigung über 50 Gebühren: 
wörter: 


. für jede volle oder angefangene Reihe von 


50 Gebührenwörtern 


. Zuldhlag für Semaphortelegramme für 


jedes- Wort, ohne Mindeftfay 


oder über Gprechfender zwiſchen einer 
Küftenfuntftelle der Deutichen Neichspoft 
und der Funkſtelle auf einem Feuerfcift 
oder Leuchtturm gewechſelt merden. S 
@ebiihrenbuc) für den beweglichen Funk 
dienſt 

Schmudblattelegramme 

Sondergebühr 


3. für jedes Telegramm ohne Rückſicht auf 


24. als gewöhnlicdyer Brief 


j. als gewöhnlicher Brief ! 


. als eingefchriebener Brief 


. als eingefchriebener Brief 


auf die Wortzahl 
Mitteilungen durch die Poft über fchon 
übermittelte Telegramme 


f Sunland 

I Ausiand 
Inland 
Ausland 
Zugleich für eine vom Antragfteller ge 
wünfchte briefliche Antwort 

Inland 
Ausland 


f Inland 
l Ausland 


. Schreibgebühr bei Zurüdziehung eines 
* 


elegramms vor Beginn der Uebermitt— 
lung 


29. Zuſtellung von Telegrammen an den Emp 


fänger im Landzuſtellbereich des Beſtim 
mungsamts durch Boten bei Boraushe 
zahlung (— XP —) 


0,80 2 


0,30 . 


0,40 . 


0,20 * 


0,75 * 


0,15 « 
0,25 
0,45 J 
0,55 


0.30 
0,50 . 


0,90 
1,104 


0,20 . 





Im 


69 


Sn ae 


Sonderzujtellung von Telegrammen 


30. Jahresgebühr 30,— R 
31. Einzelgebühr 0,30 -R.A 


32. Zuftellung eines Telegramms mit unge- 


niigender Anſchrift 0,30 . 


33. Herausfuchen eines Telegramms 3. B. 


zur Einfichtnahme 0,20 . 


Beglaubigte Abjchrift eines Telegramms 


. bis zu 100 Wörtern 1,20 . 


. für je weitere volle oder angefangene 


50 Wörter mehr 0,40 . 
j. 1 Lichtbild 9x12 cm eee 


. jeder weitere Abzug 0,50 
Schreibgebiihr für einen Antrag auj Ge 
bührenerftattung, der fih als unbegrün 
det ermeift, 


. Anlands: und 2uslandsdienft 0,50 - 


Der Gejamtbetrag an Gebühren für ein 
Telegramm wird auf volle Reichspfennige 
in der Weife gerundet, daß Bruchteile 
unter 0,5 Ay unberüdfichtigt bleiben und 
ſolche von 0,5 Ay an als ein voller 
Reichspfennig gelten 


Wl. Nebentelegrafen 


. a) einmalig für die Herjtellung der Ein 
führung und Gnnenleitungen fowie 
für die Anſchließung der Apparate 
beim Inhaber werden die Einrich— 
tungsfoften nad) der Fern{prechord- 
nung berechnet. In gleicher Weiſe 
werden die hierfür beim Amt ent 
ftehenden Koſten berechnet. 


2. b) monatlich 

1. wenn der Inhaber eines Neben: 
telegrafen für feine Leitung beim 
Amt einen befonderen Spring 
ichreiber (Standapparat) wünfcht 
wenn der Gnhaber eines Nebentele 
grafen feine Zeitung beim Amt mit 
anderen Nebentelegrafen oder Lei- 
tungen des öffentlichen Dienjtes 
zufammengefaßt bedienen läßt 

2. Qeitungsgebiihr: für je 100 m der 
Luftlinienentfernung zwifchen den 
beiden Endftellen 


IV. Deffentlihes Fernfdreibnet; 


(Teilnehmer-Fern{chreibdienjt) 
Es merden erhoben: 
A. bei jedem Fernfchreibanichluß 


1. eine Fernfchreibitellengebühr von monatl. 15,— - 


w 


oe. 


wn nw we 


— 


2. für je 100 m Ortsanfchlußleitung oder en 


dende Bruchteile davon monatlich 0,50 . 
B. bei Regelfernanichlüffen außer den Ge- 
bühren 1 und 2 


3. für je 100 m fernfabelleitung (Kunſt— 


ichaltung) monatlich 0,32 . 


. für je 100 m fonjtige Fernleitung monatlich 0,57 . 


Die Gebühren 3. und 4. ermäßigen fic, 
wenn der Fernichreibteilnehmer gleichzei- 
tig auf derjelben Strede eine Fernſprech— 
Annahmequerverbindung benußt, 


„auf 


und 


C. bei Ausnahmefernanfchlüffen außer den 
Gebühren 1. bis 4. (6) 
a) ein einmaliger Koftenzujchuß 


. für je 100 m Fernfabelleitung 3,— « 
. minbdeftens 3600 A 


für je 100 m fonftige Fernleitung 


. bei Längen bis 15 km 15,— « 
. bei Langen über 15 bis 50 kin 35,—- ı 
. bei ängen über 50 km 50 — A 


b) ein Paufehbetrag für den Yusfall an 

Telegrafen: u. Ferngeſprächsgebühren 

bei Entfernungen zwifchen den Orts- 

negen, zu deren Anjchlußbereichen die 
Vernichreibitellen gehören, 


2. bis zu 15 km 15,— . 
3. über 15 bis 25 km 45,— 
. über 25 bis 50 km 90,— Ai 
. über 50 bis 75 km 180,—- . 
à. liber 75 bis 100 km 250,— . 
. über 100 bis 200 km 500,— . 
. über 200 km für je 100 km mebr 100,— . 


D. die Fernichreibgebühr 
Sie beträgt bei Fernfchreibverbindungen 
bis zu 3 Minuten 


. Dauer zwifchen den an dasſelbe Fern: 


Iichreibamt angefchloffenen Teilnehmern 0,10 . 
auf Entfernungen 


20. bis 75 km 0,60 . 


über 75 km bis 200 km 0,90 . 
über 200 km bis 400 km 1,20 . 
über 400 km bis 600 km 1,50 . 


. über 600 km 1,80 . 


Tür jede weitere Minute ein Drittel der 
unter 20. — 24. angegebenen Gebühren. 
Jn der Zeit von 19 bis 8 Uhr werden nur 
zwei Drittel der unter 20 — 24 angege- 
benen Gebühren erhoben. 

Für Verbindungen mit dem Ausland wer: 
den die Gebühren befonders feitgeleßt. 
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Anlage B 


Gebührenpflichtige Dienftvermerte. 


Poſtlagernd 
Telegrafenlagernd 
Bahnlagernd 
Bliktelegramm 
Dringend 


Antwort bezahlt 


Antwort und Bote für die Antwort bezahlt 


Vergleichung 

Telegrafilche Empfangsanzeige 
Brieflihe Empfangsanzeige 
Mehrfachtelegramm, .... Anſchriften 
Mehrfachtelegramm, 
Brefjetelegramm 
Wettertelegramm 
Brieftelegramm 
Semapbhortelegramm 


xTage 
Schmudblattelegramm 


Nachjenden 


Gebiihrenpflichtiger Dienftipruc, der mit gemöhn- 


lihem Brief beantwortet wird 


Gebührenpflichtiger Dienſtſpruch, der mit 
Ichriebenem Brief beantwortet wird 


Offen zuzuſtellen 
Bote bezahlt 


Bote bezahlt mit... AM von .. 
des gewünfchten Zuftellamts) 


Nur am Tage zuzujtellen 
Auch während der Nacht zuzuftellen 
Cigenhandig 


alle Anſchriften mitteilen 


. (Bezeichnung) 


GP 

TR 
bahnlagernd 
Blitz 

D 


RPx (x bedeutet für die Antwort vorausgezahlter 
Betrag in Reichsmarf) 


RAPx (x bedeutet vorausgezahlter Betrag in 
Reichsmark für die Antwort + 0,80 AM 
Botenlohn) 


TE 
BE 
ROP 
TM 
CIA 
Preffe 
DBS 
LT 
SEM 
Jx 
tE 1 
LX 2 
RX 3 ufw. 


SS nachgefandt von 


Brief 


“Brief REM 


offen 
XIP 


IB .... As von . 


tags 
nachts 
MB 


EEE EEE 


Il 


Drudfehlerberihtigung 


In der Verordnung über die Preisregelung für Hafen- 
und Ranindenfelle vom 4. 1. 1941, veröffentlicht im 
VBl. f. Lur., Seite 9, muß es heißen: 

§ 2 (2) Weiße Kaninfelle: 

über 9 kg bis 12 kg auf 100 Felle je kg 160 AM 
anftatt 1,30 AM 


Laufender Bezug des Verordnungsblatts nur durch die Poft, Bezugspreis vierteljährlich 4 AM zuzüglid, Poft- 
auftellgebühren. Einzelbezug nur vom Chef der Zivilverwaltung in Luremburg, Molf:Hitler:Straße 35. Preis für 
jeden angefangenen achtjeitigen Bogen 0,20 AM. 


Drud: Eicher Tageblatt in Eih/Alzig. 


` 
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Verordnungsblatt 


für Luxemburg 


Herausgegeben vom Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 
Erfcheint nach Bedarf Einzelpreis: 20 Pfg. 


Ausgegeben in Luxemburg, den 24. September 1940 
Inhalt 


24, u. 25. 8. 40 inennungen 
26. 8. 40 Verordnung über die Einführung der Reichsmark als gejetlihes Zahlungsmittel in Luxemburg 
26. 8. 40 Verordnung über die Ausübung der Gerichtsbarkeit in Luxemburg . . . 2... 
8. 40 Verordnung über das in Luxemburg anzuwendende Devijenredt 
3. 8. 40 Verordnung über die Einjegung des Stillhaltefommiffars für das Organijationswejen in Luxbg. 
8. 40 Verordnung auf dem Gebiete des Preisredts . EN wen 
. 40 Verordnung über den Grundjtüdsverfehr in Luxemburg 
. 40 Bekanntmachung RENTET 
. 40 Befanntmadung über die Wiederaufnahme des Poftanweifungsdienttes 
9. 40 Verordnung über Mahnahmen auf dem Gebiete des Judenrechts ; 
9. 40 Verordnung über das jüdijhe Vermögen in Luxemburg... 2: 2 2 2... 1... 
. 40 Verordnung betr. Beihädigung von Anjchlägen . 
Belanntmahung betr. Ankauf von Devijenwerten 
Belanntmahung über die Aufnahme des Poſtſcheckverkehrs 
Verordnung betr. das Abhören von Rundfuntjendern 
Bekanntmachung zur Ergänzung der Verordnung des Chefs der Zivilverwaltung in Luxemburg 
betr. das Abhören von Rundfuntjendern vom 


SS HH OD a 


Belanntmahung zur Verordnung über den Gebraud) der deutfchen Sprade EIF 
Verordnung über die Preisregelung für die Ausfuhr von Weinbauerzeugnifjen ins Deutjche Reich 
Ungültigkeits-Erflärung des Neifepafjes Nr. 375 . 


Der Chef der Zivilverwaltung Luxemburg, den 24. Auguft 1940. 
in Luxemburg. 


Zum Jagdkommiffar für Das mir unterftehende Gebiet ernenne 
ich den Gaujägermeifter des Jagdgaues Rheinland=Siid 


Polizeipräfident WETTER *) 


Guftav Simon 
Gauleiter 


*) Veröffentlihung in der Preffe bereits am 25. 8. 1940 erfolgt. 


Der Chef der Zivilverwaltung Luxemburg, den 25. Auguft 1940. 
in Luxemburg. 
Zum Forftkhommiffar für das mir unterftehende Gebiet ernenne ich den 
Landesforftmeifter WEGENER *) 


Guftav Simon 
Gauleiter 


*) Veröffentlihung in der Prefje bereits am 25. 8. 1940 erfolgt. 
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VBerordnung*) 


über die Einführung der Reichsmark als gejegliches Zahlungsmittel in Luxemburg. 
Vom 26. Augujt 1940. 


§ 1. § 3. 
Gejegliches Zahlungsmittel in Luxemburg ift Diefe Verordnung tritt mit Wirkung vom 26. 
neben den bisherigen gejeßlichen Zahlungsmitteln Auguſt 1940 in Kraft. 
aio Moi 
die Reichemark. Luxemburg, den 25. Auguft 1940. 
§ 2. 
Als Umrechnungskurs wird bejtimmt: 10 luxem— 
burgijde Franken — 1 Reichsmark. 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luremburg 
Gujtav Simon, Gauleiter. 


*) BVeröffentlihung in der Prejje bereits am 26. 8. 1940 erfolgt. 
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Verordnung*) 


über die Ausübung der Gerichtsbarkeit in Luxemburg. 
Vom 26. Augujt 1940, 


Auf Grund der dem Chef der Zivilverwaltung in 
Luxemburg erteilten Ermächtigung wird für deffen 
Bereich verordnet: 

§ 1. 


Das Redt wird im Namen des Volkes gefproden. 


§ 2. 
Diefe Verordnung tritt am Tage nad der Ber- 
kündung in Kraft. 


Luxemburg, den 26. Auguft 1940. 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 
Gujtav Simon, Gauleiter, 


9 Veröffentlichung in der Preſſe bereits am 28. 8. 1940 erfolgt. 
{T ee 


Verordnung*) 


über das in Luxemburg anzumendende Devifenrecht. 
Vom 27, Auguft 1940. 


Sl April 1939 (Reichsgefegblatt I S. 879) und die 
(1) Jn Luxemburg gelten: Vierte Durhführungsverordnung zum Gejeß 
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. Das Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung (De— 


viſengeſetz vom 12. Dezember 1938, Reichsgeſetz— 
blatt I ©. 1733), die Verordnung zur Devifen- 
bewirtjchaftung (Richtlinien für die Devifen- 
bewirtichaftung) vom 22. Dezember 1938 (Reichs- 
gejegblatt I ©. 1851), die Durchführungsverord- 
nung zum Gejeß über die Devifenbemwirtichaftung 
vom 23. Dezember 1938 (NReichsgejeßblatt I ©. 
1966), die Dritte Durchfiihrungsverordnung zum 
Geſetz über die Devijenbemwirtjchaftung vom 29. 


über die Devifenbewirtichaftung vom 6. Novem- 
ber 1939 (Reichsgefekblatt I G. 2170), ſoweit 
durch die nachfolgenden Vorſchriften nichts an- 
deres bejtimmt ift; 


2. das Gejek über Zahlungsverbindlichkeiten gegen- 


über dem Ausland vom 9. Suni 1933 (Reichs: 
geſetzblatt I ©. 349) in der Faffung der Verord- 
nung zur Einführung der Gefetgebung über die 
Devifenbewirtjchaftung und den Zahlungsverkehr 
mit dem Ausland im Saarland vom 23. Februar 





N 


1935 (Neichsgefegblatt 1 ©. 278) mit der Wahe 
gabe, dal an Stelle der im $ 1 Abi. 3 und § 8 
genannten Zeitpunkte jeweils der Tag des In— 
krafttretens diefer Verordnung tritt; 

3. das Gejeß über die Errichtung einer Deutjchen 
Verrechnungskajje vom 16. Oktober1934 (Reichs: 
gejegblatt I ©. 997) und die Durchführungsper- 
ordnung zum Gejeß über die Errichtung einer 
Deutfehen Berrechnungskajje vom 13. Auguit 
1938 (Neichsgejeßblatt I ©. 1047); 

. die Verordnung des Reichsprajidenten über die 
Anmeldung von Zahlungsverpflichtungen gegen- 
über Dem Ausland vom 27. Juli 1931 (Neichs- 
gejeßblatt I ©. 403) und die Zweite Verordnung 
zur Durchführung der Berordnung des Reichs- 
präfidenten über die Anmeldung von Zahlungs: 
verpflichtungen gegenüber dem Ausland vom 
30, März 1932 (Neichsgejeßblatt I ©. 172); 

5. das Gefeg über Fremdmwährungs-Schuldver: 
jhreibungen vom 26. Juni 1936 (Reichsgejeßblatt 
1 ©. 515) und die Verordnung über Fremd- 
währungsjchulden vom 5. Dezember 1936 (Neichs- 
gejeßblatt I ©. 1010); 

\ das Gejeß zur Regelung von Kapitalfälligkeiten 
gegenüber dem Ausland vom 27. Mai 1937 
Neichsgejeßbl. I ©. 600) und die Durchführungs- 
verordnung zum Gejeß zur Regelung von Kapi- 
talfälligkeiten gegenüber dem Ausland vom 
11, Oktober 1937 (Reichsgefeßblatt I ©. 1125). 
(2) Soweit Vorfchriften, die durch diefe Verord— 

nung (bf. 1) eingeführt werden, nicht unmittelbar 

angewandt werden können, find fie finngemäß an- 
zuwenden. 

(3) Inland im Sinne der devifenrechtlichen Be- 
jtimmungen find Luxemburg und das Neichsgebiet. 
Berfonen, die in diefen Gebieten ihren Wohnſitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt, Si oder Ort der 
Leitung haben, find Gnlander im Ginne des 
Devifengejeßes. 

§ 2. 

Mit der Durdjiibrung der Devifenbewirtichaf- 
tung in Luremburg ift die Devifenjtelle Luxemburg 
beauftragt. 

§ 3. 


(1) Die in Luxemburg anfiffigen Perfonen (§ 1 
Abf. 3 diefer Verordnung) habennachitehende Werte, 
joweit fie ihnen im Zeitpunkt des Jnkrajfttretens 
diefer Verordnung gehören, bis zum 15. September 
1940 wablweife der Internationalen Bank, Gene- 
ral-Bank, Allgemeinen Elfäffifhen Bank oder 
Induftriebank für Elſaß und Lothringen, jämtlich 
in Quremburg, oder deren Filialen anzubieten, zu 
verkaufen und zu übertragen: 


1. USW.-Dollar:Noten, Schweizer Franken Noten, 
Schwedifche Kronen-Noten (jedoh nur Ab— 
fchnitte über fkr. 50 und darunter), Franzöſiſche 
Franken-Noten; 

2, Goldmünzen fowie Feingold und legiertes Gold 
(roh oder als Halbmaterial). 

(2) Die in Abf. 1 genannten Perfonen haben nach— 

fiehende Werte, foweit fie ihnen im Zeitpunkt des 


Gukrajttretens Diejer Berordnung gehören, bis 
gum 15. September 1940 der Neichskreditkaffe in 
Luxemburg anzubieten und auf Berlangen zu ver- 
kaufen und zu übertragen: 

1. andere als Die in Abſ. 1 genannten auslan- 
diſchen Zahlungsmittel; 

2. Forderungen in ausländifcher Währung; da- 
gegen nicht Forderungen gegen Inländer mit 
Ausnahme von Forderungen aus Währungs: 
konten bei inländijchen Kreditinjtituten; 

3. auf inländifche Währung lautende Wechjel und 
Schecks, die auf das Ausland gezogen find; 

. Forderungen in inländiicher Währung gegen 
Ausländer; 

5. ausländifhe Wertpapiere; 

i. Guthaben bei Kreditinjtituten oder Poſtſcheck— 
amtern, die ihren Gig im Neichsgebiet haben, 
wenn der Anbietungspflichtige diefe Werte vor 
dem 20. Auguft 1940 erworben bat und er über 
jie vor diefem Zeitpunkt nach den deutjchen 
Devifenvorfehriften nur mit Genehmigung ver 
fügen durfte; 

. Inländifche Wertpapiere, wenn der Anbietungs- 
pflichtige jie vor Dem 20. Auguft 1940 erwor- 
ben bat, ausgenommen Wertpapiere, die in 
Luremburg ausgejtellt find, 

(3) Die Reichskreditkajje ijt berechtigt, im Falle 
des Abf. 1 Perfonen von der Berkaufspflicht frei- 
guftellen, wenn befondere Gründe vorliegen. 

(4) Wer fic) am 15. September 1940 im Ausland 
befindet, hat die Anbietunggemäß Abi. 1 und 2 
jpäteftens 10 Tage nah Rückkehr in das Inland 
vorzunehmen. 

§ 4. 


Pflichten, die Dem Eigentümer des zu verkaufen- 
den oder anzubietenden Gegenjtandes obliegen, find 
in gleicher Weife vondem zu erfüllen, der den 
Gegenjtand als ihm gehörig befißt oder der durch 
einen Treuhänder, durd) eine Ermwerbsgefelljchaft 
oder in fonftiger Weife VBerfügungsmacht über den 
Gegenftand ausübt. 

§ 5. 

Die in §§ 69, 71 bis 79 des Devifengejeßes ans 
qedrohten Strafenund fonjtigen Maßnahmen fin- 
den aud) auf Zumiderhandlungen gegen die Bor- 
{chriften der § 3, 4 der Verordnung Anwendung. 


§ 6. 
Mit dem Inkrafttreten diefer Verordnung treten 
die derzeit in Luxemburg geltenden Ddevifenredt- 
liden Vorſchriften außer Kraft. 


§ 7. 
Diefe Verordnung tritt mit ihrer Verkiindung in 
Kraft. 


Luxemburg, den 27. August 1940. 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 
Gujtav Simon, Gauleiter. 


*) Veröffentlichung in der Prejje bereits am 28. 8, 1940 erfolgt. 
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Verordnung*) 


über die Einjetung des Stillhaltekommijjars fiir das Organijationswejen in Luxemburg. 
Vom 28. Auguſt 1940, 


Auf Grund der dem Chef der Zivilverwaltung in 
Luxemburg erteilten Ermächtigung wird für deffen 
Bereich verordnet: 

§ 1. 

Zum Stillbaltekommiffar für das Organijations- 
wejen im Bereich des Chefs der Zivilverwaltung 
in Luxemburg wird der Oberbereichsleiter Franz 
Schmidt beitellt. 

§ 2. 

(1) Die Tätigkeit aller Vereine und Organifatio- 
nen mit und ohne Nechtsperfönlichkeit, aller Ber- 
bande, Stiftungen und Fonds, vereinsähnlicher Ge- 
bilde, die einen Menfchenzufammenjchluß darjtellen 
jowie aller mit derartigen Organifationen zufam: 
menbangender Einrichtungen und Unternehmungen 
it bis auf weiteres von der Genehmigung des 
Etillhaltekommiffars abhängig. 

(2) Unter diefe Genehmigungspflicht fällt auch 
jede organifatorifche, perjonelle und finanzielle 
Veränderung des derzeitigen Zujtandes der Orga- 
nijationen. 


§ 3. 

Für alle Entjcheidungen auf dem Gebiete des 
Organifationswejens ijt im Yuftrage des Chefs 
der Zivilverwaltung in Luxemburg der Stillhalte 
kommiffar für das Organifationswefen allein zu 
jtändig. Jede organifatorifche Tätigkeit anderer 
Stellen bedarf feiner ausdrücklichen Zuftimmung. 


§ 4, 

Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg be: 
halt fic) vor, den Stillhaltekommiffar zu gegebener 
Seit mit der Neuordnung des Organifationswefens 
gu beauftragen. 

§ 5. 

Dieſe Verordnung tritt am Tage nad) der Ber 

kündung in Kraft. 


Luxemburg, den 28. Auguft 1940, 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 


Gujtav Simon, Gauleiter, 


*) Veröffentlihung in der Preſſe bereits am 28. 8. 1940 erfolgt. 
— — — —— ———— — 


Berordnung*) 


auf dem Gebiete des Preisredhts, 
Bom 28. Auguft 1940, 


Durch die Verordnung des Oberbefehlshabers der 
Heeresgruppe vom 10. Mai 1940 und den Beſchluß 
der Bermwaltungskommilfion in Luxemburg vom 
27, Juli 1940 ift jede Preiserhöhung unterjagt wor: 
den. Zur Gemährleijtung der ordnungsmäßigen 
Durchführung diefer Bejtimmungen und zur Ber- 
meidung meiterer Preiserhöhungen zu Laften der 
Bevölkerung wird für den Bereich des Chefs der 
Zivilverwaltung in Luxemburg verordnet: 


§ 1. 

Die Durchfiihrung der Verordnung des Ober- 
befehlshabers der Heeresgruppe vom 10. Mai 1940 
(Verordnungsblatt für das befeßte Gebiet Lurem- 
burgs Nr. 1, Seite 3) und des Befchluffes der Ber- 
waltungskommiffion in Luremburg, betreffend das 
Berbot von Preiserhöhungen vom 27. Juli 1940 
(Memorial Nr. 45 ©. 504) und die Strafverfolgung 
bei Preisverjtößen aller Art, insbefondere beim 
Schwarzhandel, Kettenhandel und Scleichhandel, 
wird für den Bereich der Stadt Luxemburg dem 
Volizeipräfidenten in Luxemburg und für den 
Bereich der Dijtrikte den Berwaltungskommiffaren 
übertragen. 

Diefe werden gleichzeitig ermächtigt, die in den 
einzelnen Preisbejtimmungen angedrohten Strafen 
im VBermwaltungswege zu verhängen. 


§ 2. 


Polizeiprafident und die Verwaltungs: 


Der 


6 Y FFL tp Veröffentlihung in der Prefe bereits am 30. 8. 1940 erfolgt. 
ADEDE, 


kommiffare bzw. die von diefen mit der Preis⸗ 
überwachung beauftragten Beamten find berech 
tigt, alle zur Ermittlung von Preisverftifen er 


forderliden Maßnahmen durchzuführen. 


§ 3. 

Alle am Wirtfchaftsleben beteiligten Perjfonen 
find verpflichtet, die Richtigkeit ihrer Preisitellung 
nachzumeifen. Die Einjtandspreife müffen durch 
Vorlage der Rechnungen nachgemwiejen werden; das 
gleiche gilt für die Koften und Nebenentgelte, die 
für die Preisftellung maßgebend waren. 


§ 4, 
_ Preisbildende Mafnahmen aller Art und die 
Erteilung von Ausnahmegenehmigungen behält ſich 
der Chef der Zivilverwaltung vor. Er erläßt auch 
die zur weiteren Durchführung erforderlichen Bor- 
Ichriften, 

§ 5. 
Diefe Verordnung tritt am Tage nad) ihrer Ver— 
kündung in Kraft, entgegenjtehende Bejtimmungen 
treten mit dem gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 


Luxemburg, den 28. Auguft 1940, 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 
Guftav Simon, Gauleiter, 
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Verordnung*) 


über den Grundjtücksverkehr in Luxemburg. 
Vom 28, Augujt 1940, 


§ 1. 

(1) Die Beräußerung (Kauf, Taufch) eines Grund- 
ſtücks oder die Bejtellung eines Rechts an einem 
Grundjtück bedarf zu ihrer Wirkfamkeit der Ge- 
nehmigung der zuftändigen Behörde (Genehmi- 
aungsbehörde). 

(2) Bei der Veräußerung eines Grundftücks im 
Wege der Berfteigerung darf der Zufchlag nur 
unter Borbehalt der nod einzuholenden Geneb- 
migung erteilt werden; die Einregiftrierung und 
Ueberfchreibung darf erft erfolgen, wenn die Ge- 
nehmigung nachgewiefen ift. 

(3) Die Genehmigung kann unter Auflagen er: 
teilt werden. 


(4) Diefe Beftimmungen gelten auch für Rechts— 
gejchäfte, die nach dem 10. Mai 1940 vorgenommen 
find und zwar aud) dann, wenn die Rechtsänderung 
bereits vollzogen ift. 


82. 

Ob die Genehmigung nad) diefer Verordnung 
erforderlich ift, entjcheidet die Genehmigungs- 
behorde. Die Entjcheidung ift für Gerichte und Ber- 
waltungsbehörden bindend. 


§ 3. 
Die Genehmigung ijt zu verfagen, wenn der Aus: 
führung des Nechtsgefchäftes ein öffentliches Jnter- 
effe entgegenfteht. 


§ 4. 

Zur Genehmigungsbehörde bejtimme ich den Ber- 
waltungskommiffar für Luremburg-Stadt und die 
VBerwaltungskommiffare für Luremburg-Land, Die- 
kirch und Grevenmacher, jeweils für ihren Dienft- 
bereich. 


*) Veröffentlihung in der Preffe bereits am 31. 8. 1940 erfolgt. 


§ 5. 
(1) Mit Gefängnis und mit Geldftrafe oder mit 
einer diefer Strafen wird bejtraft 
1. wer 
a) entgegen einer Verfagung der für das 
Rechtsgefchäft erforderlichen Genehmigung 
oder, 
ohne binnen einem Monat nah Bornahme 
eines genehmigungsbedürftigen Rechts— 
gefchäftes die erforderliche Genehmigung 
nachgefucht zu haben, 
den Befit eines Grundftücks erwirbt oder be- 
hält oder einem andern überläßt oder beläßt, 
2. wer die bei der Erteilung der Genehmigung 
nemachten Auflagen nicht erfüllt. 
(2) Sit die Handlung fahrläffig begangen, fo ift 
auf Beldjtrafe zu erkennen. 
(3) An Stelle der gerichtlihen Beltrafung kann 
polizeiliche Bejtrafung mit Haft oder Geldjtrafe 
treten. 


§ 6. 
Ausführungsbejtimmungen zu diefer Berordnung 
erläßt der Chef der Zivilverwaltung in Luxem— 
burg. 


87. 


Die Verordnung tritt am Tage nad) ihrer Ber- 
kündung in Kraft. 


Luxemburg, den 28. Auguft 1940. 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 


Guftav Simon, Gauleiter. 


Bekanntmachung. 


Es wird darauf hingewiefen, dak die Berord- 
nung des Oberbefehlshabers der Heeresgruppe über 
Die Abgabe und den Bezug von Lebensmitteln und 
Gebrauchsgegenjtänden vom 10. Mai 1940 nach 
wie vor in Kraft ijt. Danah dürfen Reichsdeutfche 
einſchl. Wehrmachtsangehörige in Luxemburg nur 
für den augenblicklichen perfönlichen Bedarf kau- 
fen. Jeder fonftige Einkauf, auch durch Bermitt- 
lung Dritter, ijt verboten. Zumiderhandlungen wer: 


9 Veroffentlichung in der Preſſe bereits am 31. 8. 1940 erfolgt. 


den bejtraft, und gwar machen fich ſowohl der Ber- 
käufer als auch der Käufer ftrafbar. 

Diefe Bekanntmachung ijt in den Läden an gut 
fihtbarer Stelle ausgubangen. 


Luxemburg, den 29. Auguft 1940. 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 
Guftav Simon, Gauleiter, 
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Bekanntmachung*) 


über die Wiederaufnahme des Pojtanweifungsdienites. 
Vom 29. August 1940. 


Bom 1. 9. 1940 ab wird der Pojtanweifungsdienit 
zwifchen Luxemburg und dem Reich wieder auf- 
genommen. Gleichzeitig wird der Iur. Pojtanmei- 
jungsdienjt dem deutjchen Poſtanweiſungsdienſt an- 
geglichen. Bon Ddiefem Zeitpunkt ab werden im 
innerluxgemburgifehen Poſtanweiſungsdienſt die 
deutſchen Vorſchriften, Gebühren und Vordrucke 
eingeführt. Die Beträge ſind in Reichsmark anzu— 
geben. Auf den Abſchnitten der Poſtanweiſungen 
ſind bis auf weiteres nur Angaben über den Zweck 


teilungen ſind nicht zugelaſſen. 

Die Gebühren betragen innerhalb Luxemburgs 
und im Verkehr zwiſchen Luxemburg und dem 
Reich 

Dis ODE 5 8 ee OCR 
über 10 25 RM y "BDLERDT, 
über 25— 100 RM rn Au: 


über 100— 250 RM 
über 250— 500 AM 
über 500— 750 RM 
über 750—1000 RM 


Hödjitbetrag 1000 AM. 

Die Vordrucke werden zum Preife von 1 Rpf. 
für zwei Stück abgegeben. 

Vom gleichen Zeitpunkt ab wird aud) der Ueber: 
weifungsdienjt von Poſtſcheckkonto zu Poſtſcheck— 
konto zwiſchen Luxemburg und dem Reich wieder- 
aufgenommen. Er ijt gebührenfrei und an Reine 
Höchſtgrenze gebunden. 


60 Rpf. 
80 pf. 
1 RM 
1 RM 20 Rpf. 


Luxemburg, den 29. Auguft 1940. 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 
Gujtav Simon, Gauleiter. 


*) Verdffentlidung in der Preffe bereits am 31. 8. 1940 erfolgt. 


Verordnung*) 


über Maßnahmen auf dem Gebiete des Judenrechts. 
Bom 5. September 1940. 


Auf Grund der dem Chef der Zivilverwaltung in 
Yuremburg erteilten Ermächtigung wird für das 
ihm unterjtehende Gebiet folgendes verordnet: 


$ 1 
8 . 
(1) Eheſchließungen zmwifchen Juden und Staats- 
angebörigen deutfchen oder artverwandten Blutes 
find verboten. 


(2) Troßdem gejchlojfene Ehen find nichtig, aud 
wenn fie zur Umgehung diefer Verordnung außer: 
halb des dem Chef der Zivilverwaltung in Lurem- 
burg unterjtehenden Gebiets gefchloffen find. 


(3) Zu den verbotenen Ehejchliegungen gehören 
cud) die Eheſchließungen zmwifchen Juden und 
ftaatsangehörigen jüdischen Mifchlingen, die nur 
einen volljüdifchen Grofelternteil haben. 


(4) Staatsangehörige jüdifche Mifchlinge mit zwei 
volljüdifchen Großeltern bedürfen zur Eheſchließung 
mit Gtaatsangehörigen Deutfchen oder artver- 
wandten Blutes oder mit ftaatsangehdrigen 
jüdifchen Mifchlingen, die nur einen volljüdifchen 
Sroßelternteil haben, der Genehmigung des Chefs 
der Zivilverwaltung in Luxemburg, Die Aus 
führungsvorfchriften über diefes Genehmigungs- 
verfahren erläßt der Chef der Zivilverwaltung in 


> è ¢ m Daryo 
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§ 2 

8 . 
k Eine Ehe foll nicht gefchloffen werden zwifchen 
ftaatsangehörigen jüdischen Mifchlingen, die nur 
einen volljüdifchen Großelternteil haben. 


83. 
Die Ehehinderniffe wegen jüdifchen Blutsein- 
ſchlages find durch § 1 und § 2 diefer Verordnung 
erichöpfend geregelt. 


§ 4. 

Eine Ehe foll ferner nicht gefchloffen werden, 
wenn aus ihr eine die Reinerhaltung des deutfchen 
Blutes gefährdende Nahkommenfchaft zu ermwar- 
ten ift. 


§ 5. 

Außerehelicher Bejchlechtsverkehr zwischen Juden 
und GStaatsangehörigen Ddeutfchen oder artver- 
wandten Blutes ijt verboten. Dies gilt auch für den 
aufereheliden Gefchlechtsverkehr zwifchen Juden 
und ftaatsangebdrigen jüdifchen Mifchlingen, die 
nur einen volljüdifchen Grofelternteil haben. 


§ 6. 
Guden diirfen weibliche Staatsangehörige 
peutjchen oder artverwandten Blutes unter 45 
Jahren in ihrem Haushalt nicht befchäftigen. 
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§ 7. 
_ Staatsangehörige im Ginne diefer Verordnung 
find die Iugemburgifchen Staatsangehörigen. 


§ 8. 

(1) Jude im Ginne diefer Verordnung ijt, wer 
von mindejtens drei der Raffe nah volljüdifchen 
Großeltern abjtammt. Als volljüdifh gilt ein 
Großelternteil ohne weiteres, wenn er der 
jüdifchen Religionsgemeinfchaft angehört hat. 

(2) Als Jude gilt auch der von zwei volljüdifchen 
Großeltern abjtammende jüdische Miſchling 
deutſcher oder luxemburgiſcher Staatsangehörig— 
keit, 

a) der am 19. 9. 1955 der jüdiſchen Religions— 
gemeinſchaft angehört hat oder danach in ſie 
aufgenommen wird; 
der am 16. 9. 1935 mit einem Juden verhei— 
ratet war oder ſich danach mit einem ſolchen 
verheiratet; 
der aus einer Ehe mit einem Juden im Sinne 
des Abſ. 1 ſtammt, die nach dem 17. Septem- 
ber 1935 geſchloſſen ijt; 
der aus dem außerehelichen Verkehr mit 
einem Juden im Sinne des Ab]. 1 jtammt 
und nad dem 31. Juli 1936 außerehelic) 
geboren wird. 

89, 


Füdiſcher Mifchling ift, wer von einem oder zwei 
der Raffe nad) volljüdifchen Großelternteilen ab- 


— 


*) Veröffentlichung in der Preſſe bereits am 7. 9. 1940 erfolgt. 


ſtammt, ſofern er nicht nad) § 8 Abſ. 2 diefer Ber- 
ordnung als Jude gilt. § 8 Abf. 1 Sak 2 findet 
Anwendung. 


§ 10. 

Wer dem Verbot des § 1 WAbjak 1 bis 3 zumider: 
handelt, wird mit Zuchthaus bejtraft. 

(2) Der Mann, der dem Verbot des $ 5 zumider- 
handelt, wird mit Gefängnis oder Zuchthaus be- 
itraft. 

(3) Wer der Beſtimmung des § 6 zwwiderhandelt, 
wird mit Gefängnis bis zu einem Jabr und mit 
Geldſtrafe oder mit einer diefer Strafen bejirajl. 


§ 11. 


Die zur Durchführung und Ergänzung diefer 
Verordnung erforderlihen Rechts- und Verwal: 
tungsvorfchriften erläßt der Chef der Zivilverwal: 
tung in Luxemburg. 


§ 12. 


Diefe Verordnung tritt am Tage nad) der Ver: 
kündung in Kraft, § 6 jedoch erft am 1. Januar 
1941, 


Luxemburg, den 5. September 1949, 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 


Guijtav Simon, Bauleiter, 


Verordnung*) 


über das jüdifche Vermögen in Luxemburg. 
Bom 5. September 1940, 


Auf Grund der dem Chef der Zivilverwaltung in 
Luxemburg erteilten Ermächtigung wird verordnet: 


§ 1. 

Jeder im Bereich des Chefs der Zivilverwaltung 
in Luxemburg anfäflige Jude hat fein gefamtes in- 
und ausländifches Vermögen nadh dem Stand vom 
Tage des Gnkrajttretens diefer Verordnung angu- 
melden und zu bewerten. Juden, die eine andere 
als die Ddeutfche oder luxemburgiſche Staats- 
angehörigkeit beißen, haben nur ihr im Bereid 
des Chefs der Zivilverwaltung in Luxemburg lie- 
gendes Vermögen anzumelden und zu bewerten. 


§ 2. 

(1) Die Beräußerung oder die Verpachtung eines 
aciverblicjen, land- oder forjtwirtjchaftlichen Be 
triebes, jowie die Bejtellung eines Niekbrauches 
an einem folchen Betrieb, bedarf zu ihrer Wirk 
jamkeit der Genehmigung, wenn an dem Rechts 
geichäft ein Gude als Vertragsichliegender beteiligt 


ijt. Das gleiche gilt für die Verpflichtung zur Vor: 
nahme eines foldjen Rechtsgefchäftes. 

(2) Durch Mißbraud von Formen und Geftal- 
tungsmöglichkeiten des bürgerlichen Nechts kann 
die Genehmigungspflicht nicht umgangen werden. 


§ 3. 

(1) Die Neueröffnung eines jüdifchen Gewerbe: 
betriebes oder der Zmweigniederlaffung eines 
füdifchen Gemwerbebetriebes bedarf der Geneb- 
migung. 

(2) Dem Inhaber eines jüdischen Gewerbebetric- 
bes kann aufgegeben werden, den Betrieb binnen 
einer bejtimmten rift zu veräußern oder abgu- 
wickeln. Mit der Anordnung können Auflagen 
verbunden werden. In jüdifche Gewerbebetriebe, 
deren Inhabern die Veräußerung oder die Abiwick- 
lung aufgegeben worden ift, kann zur einftmeiligen 
Nortführung des Betriebes und zur Herbeiführung 
der Veräußerung oder Abwicklung ein Treuhänder | 


eingelegt werden. * F 
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§ 4. 

(1) Einem Juden kann aufgegeben werden, fei- 
nen land- oder forjtwirtjchaftlichen Betrieb, fein 
anderes land- oder forjtwirtfchaftliches Vermögen, 
fein fonjtiges Grundeigentum oder andere Ber: 
mogensteile ganz oder teilweife binnen einer be- 
Itimmten Friſt zu veräußern. Mit der Anordnung 
können Auflagen verbunden werden. 

(2) Außerdem können für die Vermögen oder 
Vermögensteile Kommiffare bejtellt werden mit 
der Maßgabe, daß diefen Kommiffaren das aus- 
Ihließliche Berfiigungsredt zusteht. 


§ 5. 

(1) Juden können Grundjtiicke, grundftücksgleiche 
Rechte und Rechte an Grundftücken nicht durd 
Rechtsgefchäfte erwerben. 

(2) Die Verfügung über Grundjtiicke und grund: 
jtücksgleiche Rechte durch Juden bedarf zu ihrer 
Wirkjamkeit der Genehmigung. Die Verfügung 
iiber fonftige VBermögensteile bedarf zu ihrer Wirk 
jamkeit der Genehmigung, wenn die Veräußerung 
gem. § 3 Ab]. 2 oder § 4 Abf. 1 diefer Verordnung 
angeordnet ift. 


§ 6. 

(1) Juden haben binnen einer Woche nach Jn- 
krafttreten Diefer Verordnung, ihre gefamten 
Aktien, Kure, fejtverzinsliche Werte und ähnliche 
Wertpapiere in ein Depot bei einer Devifenbank 
einzulegen. 

(2) Soweit zu Gunjten von Juden Wertpapiere 
bereits im Depot bei einer Devifenbank Tiegen 
oder Schuldbuchforderungen eingetragen find, oder 
bei einer Verwaltungsitelle Auslofungsicheine hin 
terlegt find, auf Grund deren Vorzugsrenten ge- 
währt werden, haben Juden unverzüglich der Bank, 
der Schuldenverwaltung oder der Verwaltungs: 
jtelle durch eine fehriftliche Erklärung ihre Eigen- 
Ichaft als Juden anzuzeigen. 

(3) Die Depots und Schuldbuchkonten find als 
jüdiſch zu kennzeichnen, 

(4) Verfügungen über die in ein jüdifches Depot 
eingelegten Wertpapiere fowie Auslieferungen von 
Wertpapieren aus folchen Depots bedürfen der 
Genehmigung. 

(5) Die Vorfchriften diefes Paragraphen gelten 
nicht für Juden, die weder die deutſche Staats- 
engebörigkeit noch die Tuxemburgifche Staats: 
angehörigkeit befißen. 


§ 7. 

(1) Juden ijt es verboten, Gegenjtande aus Gold, 
latin oder Silber, jowie Edeljteine und Perlen 
zu erwerben, zu verpfänden oder freihändig zu 
veräußern. Solche Gegenjtände dürfen aus jüdiſchem 
Befi nur von den noch zu beftimmenden öffent- 
lichen Ankaufsftellen erworben werden. Das gleiche 
gilt für fonjtige Schmuck: und RKunjtgegenftande, 
ſoweit der Preis für den einzelnen Gegenjtand 
1000 RM überfteigt. 

(2) Diefe Borfehrift gilt nicht fiir Juden mit 


m 1 
ar derer als Deutfcher oder luxemburgiſcher Staats- 
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§ 8. 

(1) Jude im Sinne diefer Verordnung ijt, wer 
von mindejtens drei der Raſſe nach volljüdischen 
Großeltern abjtammt. Als volljüdifch gilt ein Groh- 
elternteil ohne weiteres, wenn er der jüdiſchen 
Neligionsgemeinfchaft angehört hat. 

(2) Als Jude gilt auch der von zwei volljüdifchen 
Großeltern abjtammende jüdiſche Miſchling 
deutſcher oder luxemburgiſcher Staatsangehörig— 
keit, 

a) der am 16. 9. 1935 der jüdiſchen Religions— 
gemeinſchaft angehört hat oder danach in ſie 
aufgenommen wird; 

b) der am 16. 9. 1935 mit einem Juden verhei— 
ratet war oder ſich danach mit einem ſolchen 
verheiratet; 
der aus einer Ehe mit einem Juden im Sinne 
des Abſ. 1 jtammt, die nach dem 17. Septem— 
ber 1935 gefchloffen ift; 

d) der aus dem außerehelichen Verkehr mil 
einem Juden im Sinne des Abſ. 1 ftammt 
und nad) dem 31. Juli 1936 außerehelich ge- 
boren wird, 


89. 

(1) Ein Gewerbebetrieb gilt als jüpdifch, wenn der 
Inhaber Jude ift. 

(2) Der Gewerbebetrieb einer offenen Handels- 
gejellichaft oder einer Kommanditgefellfchaft gilt 
als jüdiſch, wenn ein oder mehrere perfönlich haj- 
tende Bejellichafter Juden find. 

(3) Der Gewerbetrieb einer jurijtifchen Perjon 
gilt als jüdiſch: 

a) wenn eine oder mehrere der zur gefeglichen 
Vertretung berufenen Perſonen oder eines 
oder mehrere Mitglieder des Aufſichtsrates 
guden find; 
wenn Juden nad) Kapital oder Stimmrecht 
entjcheidend beteiligt find. Entfcheidende Be- 
teiligung nach Kapital ijt gegeben, wenn mehr 
als ein Viertel des Kapitals Juden gehört, 
entjcheidende Beteiligung nad) Stimmrecht ijt 
gegeben, wenn die Stimmen der Juden die 
Hälfte der Geſamtſtimmenzahl erreichen. 

(4) Ein Gewerbebetrieb gilt auch dann als jüdiſch, 
wenn er tatjächlich unter dem beberrfchenden Ein- 
Huß von Juden jteht. 

(5) Die Zmweigniederlafjung eines jüdifchen Ge- 
werbebetriebes gilt als jüdifcher Gewerbebetrieb. 
Die Zweigniederlaffung eines nichtjüdifchen Ge- 
werbebetriebs gilt als jüdifcher Gewerbebetrieb, 
wenn der Leiter oder einer von mehreren Leitern 
der Zmweigniederlaffung Jude ift. 


$ 10. 


(1) Die zur Durchführung und Ergänzung diefer 
Verordnung erforderlichen Rechts- und Verwal— 
tungsvorfchriften erläßt der Chef der Zivilverwal- 
tung in Luxemburg. 


(2) Die nach diefer Verordnung erforderlichen 
Genehmigungen erteilen der Chef der Sivilvermal- 
{ung oder die von ihm bejtimmte Stelle, 
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§ 11. 

(1) Wer vorfäßlich oder fabrlajjig den vorjtehen- 
den Borfchriften oder den auf Grund des § 10 
erlajjenen Rechtsvorſchriften zumiderhandelt oder 
nach diefen Vorſchriften bejtehende Berpflichtungen 
Nicht, nicht richtig oder nicht rechtzeitig erfüllt, wird 
mit Gefängnis und mit Geldjtrafe oder mit einer 
Diejer Strafen bejtrajt. Gn befonders ſchweren Fäl- 
len vorfägliher Zumiderhandlung kann auf Zucht- 
haus erkannt werden. Der Täter ijt auch jtrafbar, 
wenn er die Tat außerhalb des dem Chef der Zivil- 
verwaltung in Luxemburg unterjtehenden Gebiets 
begangen hat. Anjtelle der gerichtlichen Beltrafung 
kann in geeigneten Fällen polizeiliche Beitrafung 
mit Haft oder Geldjtrafe, oder mit einer diefer 
Strafen erfolgen. 

(2) Der BVerfuch ijt jtrafbar. 


9 


Veröffentlichung in der Preſſe bereits am 7. 9. 1940 erfolgt. 
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(3) Neben der Strafe aus Abſatz 1 und 2 kann 
auf Einziehung des Vermögens erkannt werden, 
joweit es Gegenjtand der jtrafbaren Handlung war; 
neben der Zuchthausitrafe ijt auf Einziehung zu er: 
kennen. Kann keine bejtimmte Perſon verfolgt 
oder verurteilt werden, jo kann auf Einziehung 
auch jelbjtändig erkannt werden, wenn im übrigen 
die Vorausfegungen für die Einziehung vorliegen. 


§ 12. 


Diefe Verordnung tritt am Tage nach der Ber- 
kündung in Kraft. 


Yuremburg, den 5. September 1940. 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 
Guftau Simon, Gauleiter. 


u nn nn 


Verordnung 


betr. Bejchädigung von Anſchlägen. 
Vom 12. September 1930, 


Auf Grund der dem Chef der Zivilverwaltung in 
Vuxemburg erteilten Ermächtigung wird für deffen 
Bereich verordnet: 

§ 1. 


Wer öffentlich) angejchlagene Bekanntmachungen 
oder Berlautbarungen des Chefs der Zivilveriwal- 
tung, der von ihm eingejeßten oder jonjtiger 
deutfcher Dienjtitellen oder der Bolksdeutjchen Be- 
wegung abreißt oder fonjt irgendwie bejchädigt, 
wird mit Gefangnis oder Geldjtrafe bejtraft. 


§ 2. 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 


Luxemburg, den 12. September 1940. 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 
Gujtav Simon, Gauleiter. 


*) Veröffentlichung in der Preſſe bereits am 14. 9. 1940 erfolgt. 


Bekanntmadung*) 


betr. Aufruf von Devijenwerten, 
Bom 13. September 1940, 


Durch meine „Verordnung über das in Luxem— 
burg anzumendende Devifenrecht“ vom 27. 8. 1940 
werden fämtliche in Luxemburg anfajjige natürliche 
und juriftifche PBerfonen zum Verkauf ihrer 

USA.-Dollarnoten, Schweizer Franken, Shwe- 
difche Kronennoten (jedoch nur Stücke bis zu 
50 Schwedenkronen), Frangofijhe Franken- 
noten, Goldmünzen fowie Feingold und legier- 
tes Gold (roh oder als Halbmaterial) 
bis zum 15. September 1940 entweder an Die 
Internationale Bank oder Generalbank, Allge— 
meine Elfäfjifche Bank, Kreditanjtalt für Elſaß 
und Lothringen fowie deren Filialen aufgefordert. 

Bis zum gleichen Zeitpunkt — 15. 9. 1940 — find 
andere als obenangeführte ausländifche Sablungs- 
mittel der Neichskreditkaffe in Luxemburg angu- 
melden. Weiterhin fallen unter die Anmeldepflicht 
Forderungen in ausländifcher und inländifcher 


Währung an Devifenausländer, ausländifche und 
deutfche Wertpapiere ſowie andere Devijenmwerte. 

Verſtöße gegen die Verkaufs: und Anmeldepflicht 
jtehen unter hoher Strafandrohung. Es wird daher 
im Jntereffe eines jeden einzelnen Luremburgers 
auf die Beachtung der vorangeführten Verordnung 
hingewieſen. 

Für die Anmeldung von in- und ausländischen 
Wertpapieren find befondere Vordrucke vorgefehen, 
die bei der Neichskreditkaffe oder bei den vorbe- 
seichneten Banken zu erhalten find. Jm übrigen 
geben die Banken über einzelne Fragen Auskunft. 


Luremburg, den 13. September 1940, 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 
Fn Vertretung Dr. Münzel. 


a 


*) Verdjfentlidung in der Prefje bereits am 14. 9. 1940 erfolgt. 
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Bekanntmachung 
über die Aufnahme des Pojtfchecksverkehrs. 
Vom 15. September 1940. 


Am 1. Oktober wird der volle Bojtjcheckverkehr 
mit dem Neiche und der innerluremburgijde Pojt- 
Icheckdienft mit dDeutihen Bordrucken auf- 
genommen werden. Bolticheckteilnehmer, die noch 
keine Deutjchen Vordrucke (Scheck: und Weber: 
weifungshefte ufw.) bejtellt haben, werden daran 
erinnert, ihre Bejtellung umgehend dem Poſtſcheck— 
amt Luxemburg einzureichen, Damit die Vordrucke 
rechtzeitig geliefert werden können. Nach der Ein 
führung der deutfchen Vordrucke dürfen die alten 
nicht mehr benußt werden. 


Wer die deutſchen Vordrucke rechtzeitig bejtellt, 
kann damit rechnen, daß ibm die Vordrucke kurz 
vor ihrer Einführung zugejtellt werden, 


Luxemburg, den 15. September 1940. 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 


n Vertretung Dr. Münzel, 


*) Veröffentlihung in der Prejje bereits am 17, 9. 1940 erfolgt. 


Verordnung 


betr, das Abhören von Rundfunkjendern. 
Yom 16. September 1940. 


Auf Grund der dem Chef der Zivilverwaltung 
in Luremburg erteilten Ermächtigung wird für 
deffen Bereich verordnet: 


§ 1. 

(1) Das Abhören anderer Rundjunkfender als de 
vom Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg zum 
Abhören in Luxemburg zugelafjenen Gender ijt 
nerbolen. 

(2) 3uwiderbandlungen werden mit Zuchthaus 
bejtraft. In leichteren Fallen kann auf Gefängnis 
erkannt werden. Die benußten Empfangsgerate 
werden eingezogen. 


§ 2. 


Für die Verhandlung und Entjcheidung bei Zu: 


*) Veröffentlihung in der Prejje bereits am 19. 9. 1940 erfolgt. 


widerhandlungen gegen diefe Verordnung ift das 
durch Verordnung des Chefs der Zivilverwaltung 
in Luxemburg vom 20. Auguft 1940 errichtete Son: 
dergericht zuftändig. 


§ 3. 
Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft. 


Yuremburg, den 16. September 1940, 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 
Guftav Simon, Gauleiter. 


Bekannimachung*) 


zur Ergänzung der Verordnung des Chefs der Zivilverwaltung in Luxemburg betr, das Abhören von 
Rundfunkſendern. 


Vom 16. September 1940. 


In Luxemburg dürfen folgende Gender ab- 
gehört werden: Luxemburg, Bofen, Bremen |, 
Troppau, Danzig Il, Koblenz, Graz, Unterwefer, 
Magdeburg, Köln, Königsberg II, Bremen II, Mün- 
chen, Salzburg, Bregenz, Ling, Brünn, Deutjchland- 
fjender Lißmannjtadt, Breslau, Kattowig, Frank- 
jurt a. M., Trier, Klagenfurt, Hannover, Stettin, 
Königsberg I, Leipzig, Krakau, Innsbruck, Ganr- 
brücken, Freiburg (Breisgau), Prag, Möähriſch— 


*) Veröffentlichung in der Preffe bereits am 19. 9. 1940 erfolgt. 


Ojtrau, Reichsfender Berlin, Böhmen, Görlig, Dan- 
zig I, Raffel, Kaiferslautern, Hamburg, Flensburg, 
Stolp, Memel, Dresden, Warfechau, Nürnberg, 
Stuttgart, Wien, Donau. 


Luxemburg, den 16. September 1940, 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luremburg 
Guftav Simon, Gauleiter, 
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Bekanntmachung 


zur Verordnung über den Gebrauch der deutſchen Sprache. 
Vom 14. September 1940, 


Zur Verordnung über den Gebraud) der deutſchen 
Sprade in Luxemburg vom 6. 8. 1940 — Berord- 
nungsblatt für Luxemburg Seite 1 — wird auf 
folgendes bingewwiejen: 

Im Rechtsverkehr, im behördlichen und gejchäft- 
lihen Schriftverkehr, in der Werbung aller Art 
Dürfen von luxemburgijden Staatsangehörigen die 


*) Veröffentlihung in der Prefje bereits am 19. 9. 1940 erfolgt. 


Vornamen nur in der deutjchen Form verwendet 
werden. 


Luxemburg, den 14. September 1940. 


Der Chef der Zivilverwaltung in Luxemburg 
Gujtav Simon, Bauleiter. 


Berordnung*) 


über die Preisregelung für die Ausfuhr von Weinbauerzeugnifjen in das Deutſche Reich. 
Bom 1. September 1940. 


Zur Regelung eines ordnungsgemäßen WAbjakes 
von Weinbauerzeugniffen in das Deutjche Reid) 
wird auf Grund der dem Chef der Zivilverwaltung 
in Luxemburg erteilten Ermadtigung fiir deffen 
Bereich verordnet: 


S$. 

Die Ausfuhr von Weinbauerzeugniffen des Jabr- 
gangs 1939 und älterer Jahrgänge in das Deutjche 
Reich bedarf der Genehmigung des Chefs der Zivil- 
verwaltung in Zugemburg. 


82. 

(1) Der Einkauf von MWeinbauerzeugnijfen zur 
Ausfuhr in das Deutfde Reih darf nur von Be⸗ 
auftragten des Weinbauwirtſchaftsverbandes Rhein— 
land vorgenommen werden, die von der Verwal⸗ 
tungskommiſſion, Abteilung Ernährungswirtſchaft, 
in Luxemburg im Einvernehmen mit dem Wein— 
bauwirtſchaftsverband Rheinland beſonders zuge- 
laſſen ſind. Erfolgt der Einkauf durch den ein— 
heimiſchen Handel, ſo hat dieſer die zur Ausfuhr 
bejtimmten Mengen der vorgenannten Verwal⸗ 
tungskommiſſion anzudienen. 

(2) Ein Verkauf von Weinbauerzeugniſſen durch 
den Erzeuger zur Ausfuhr in das Deutſche Reich 
darf nur erfolgen, wenn ſich der Ankäufer durch 
ſchriftliche Unterlagen als kaufberechtigt im Sinne 
des Ubfages (1) ausweilt. 

(3) Der Erzeuger hat bei Kaufabihluß an den 
Beauftragten eine Vermittlungsgebühr zu zahlen. 


§ 3. 
Bei Einkauf von Weinbauerzeugniffen gem. $$ 1 
und 2 bat der gugelaffene Beauftragte des Wein- 
bauwirtſchaftsverbandes Rheinland zu zahlen. 


§ 4. 

Für die gem. $$ 1 und 2 zum Verkauf gelangen- 
den Weinbauergeugnifje werden folgende Sorten- 
preife feftgefegt, die nicht überfchritten merden 
dürfen: 

a) Elbing 

b) Müller-Thurgau (Riesling 

und Sylvaner) 

c) Pinot (Auxerrois 

Ruländer u. ä.) 

d) Riesling (Traminer, 

. Muskateller u. a.) bis zu RM. 650.— 


alles je 1000 Liter nah dem 11. Abjtich. 


Bei einem Berfehnitt der aufgeführten Sorten 
miteinander darf nur der dem Berjehnittverhältnis 
entjprechende Preisanteil je Traubenforte gefordert 
bzw. gezahlt werden. 


Für die unter d) genannten Weine können bei 
bejfonders hervorragenden Lagen und bei über- 
durchfehnittliher Güte durch die Verwaltungs— 
kommiffion, Abteilung Ernährungsmwirtichaft, Güte- 
zufchläge bewilligt werden. Der Verkaufspreis ift 
bei Berladung zahlbar. 


§ 5. 

Verſtöße gegen die VBorfchriften diefer Berord- 
nung werden mit Gefängnis und mit Geldjtrafe 
oder mit einer diefer Strafen beftraft. Anjtelle der 
gerichtlichen Beitrafung kann polizeiliche Beitra- 
fung mit Haft oder Geldjtrafe treten. Neben der 
Straße kann auf Einziehung des Gegenftandes der 
itrafbaren Handlung erkannt werden. Kann keine 
bejtimmte Perſon verfolgt oder verurteilt werden, 
jo kann auf Einziehung aud) felbjtändig erkannt 


bis zu AM. 445.— 
bis zu AM. 475.— 


bis zu AM. 500.— 


816362 





NN 


—s;, 0 


werden, wenn im übrigen die Vorausfegungen für 
die Einziehung vorliegen. Außerdem kann die Ber- 
Offentlidung der Beitrafung auf Koſten des Bex 
Itraften in der Tageszeitung angeordnet werden. 


§ 6. 
Die zur Durchführung erforderlichen, Rechts: und 
Berwaltungsvorfchriften erläßt der Chef der Zivil- 
verwaltung in Luxemburg. 


+ 


) Berdffentlidung in der Prejje bereits am 19. 9. 1940 erfolgt. 


§ 7. 
Diefe Verordnung tritt am 1. September 1940 in 
Kraft. 


Lugemburg, den 18. September 1940. 


Der Chef der Jivilverwaltung in Luxemburg 
I V.: Siekmeier. 


ö— —— — — — Ln 


Reiſepaß Nr. 375/40 ungültig. 


„Der dem Schauſteller Heinrich Neh x, geboren 
am 10. April 1906 in Bremen, 3. 3t. wohnhaft in 
Eſch⸗Alzette, Stadthausplak (Wohnwagen), am 10. 
April 1940 von der deutfden Gejandtichaft im 
Luxemburg mit Gültigkeitsdauer bis gum 9. April 
1941 ausgeftellte Reifepaf Nr. 375/40 ift in Verluft 
geraten. 


84636: 


Der Paß wird, nachdem Nehr ein neuer Pah 
Nr. 1/40 ausgejtellt worden ijt, hiermit fiir un 
gültig erklärt.“ 


Luyemburg, den 5. September 1940. 


Der Chef der Zivilverwaltung in Quremburg 
Jim Auftcage: Dr. Günther, Oberregierungsrat. 
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